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u. Verordnungsblatt 
Nr. 16 München, den 11. Juli 1949 

Sondernummer zur Wahl des ersten Bundestages am 14. August 1949 
Militärregierung — Deutschland 

Amerikanisches Kontrollgebiet 

Gesetz Nr. 20 
Wahl von gewissen Angehörigen des öffent-

lichen Dienstes zum ersten Bundestag 

Die Militärgouverneure und Oberbefehlshaber 
der amerikanischen, der britischen und der fran-
zösischen Zone sind übereingekommen, gleichzeitig 
Rechtsvorschriften tu erlassen, durch die es Mit-
gliedern des ersten Bundestages untersagt wird, 
zugleich gewisse Stellungen im öffentlichen Dienst 
zu bekleiden. 

Es wird daher verordnet: 

Artikel I 

Wird ein Richter, ein Beamter oder ein Ange-
stellter des öffentlichen Dienstes zum Mitglied des 
ersten Bundestages gewählt, so scheide! er mit der 
Annahme der Wahl ohne weiteres aus dem öffent-
lichen Dienst aus. 

Artikel II 

Artikel I findet keine Anwendung auf: 
a) Personen die ein Ehrenamt bekleiden. 
b) Personen, die keine feste Besoldung beziehen. 
c) Hochschullehrer 
d) Seelsorger und Beamte der Kirchen oder an-

derer Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts sowie ihrer Verbände; 

soweit sie nicht zugleich eine andere Stellung im 
öffentlichen Dienst bekleiden ' 

Artikel III 

§ 26 des Gesetzes Nr. 15 der Militärregierung 
(Verwaltungsangehörige der Verwaltung des Ver-
einigten _ Wirtschaftsgebietes) in der Fassung der 
Ersten Änderung findet auf die Wahl surr» ersten 
Bundestag keine Anwendung 

Artikel IV 

Der deutsche Wortlaut dieses Gesetzes ist der 
maßgebende Wortlaut. Die Vorschriften der Mili-
•äi" egierungsVerordnung Nr. 3 und des Artikels II, 
Ziffer 5 des Militärregierungsgesetzes Nr. 4 finden 
auf diesen Wortlaut keine Anwendung. 

Artikel V 

Dieses Gesetz findet in den Ländern Bayern. 
Bremen, Hessen und Württemberg-Baden Anwen-
dung Es tritt am 2. Juni 1949 in Kraft. 

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG 

Wahlgesetz 
zum ersten Bundestag und zur ersten Bundes-

versammlung der Bundesrepublik Deutschland 

(Bundesgesetzblatt S. 2!) 
vom 15. Juni 1949. 

Auf Grund der mit Schreiben der Militärgouver-
neure vom 13, Juni 1949 erfolgten Anordnung über 
das vom Parlamentarischen Rat am 10. Mai 1949 
beschlossene Wahlgesetz verkünden wir hiermit 

dieses Gesetz mit den von den Militärgouverneuren 
mit Schreiben vom 28. Mai 1949 und 1. Juni 1949 
vorgenommenen Änderungen wie folgt: 

A. Wahl zum Bundestag 
§ 1 

(1) Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag 
i. Jeutscher Staatsangehöriger ist, 
1. das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet 

hat 
i. und seit mindestens drei Monaten vor dem 

•Wahltag seinen Wohnsitz oder in Erman-
gelung eines anderen Wohnsitzes seinen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hat. 

',2) Wahlberechtigt sind auch, wenn die Voraus-
! Setzung zu Absatz 1 Ziffer 1 nicht vorliegt, all<-' 
I diejenigen Personen deutscher Volkszugehörigkeil, 
' welche am l. 1. 1945 ihren dauernden Wohnsitz 

innerhalb der Grenzen des deutschen Reiches nach 
dem Stand irom 1. 3. 1938 hatten oder außerhalb 
dieser Grenzen beheimatet waren und von dort 
geflüchtet, oder ausgewiesen oder aus Kriegsgefan-
genschaft entlassen -:ind. in ihre Heimat nicht 
zurückkehren können und ihren ständigen Aufent-
halt im Bundesgebiet genommen haben 

Ausgeschlossen von der Wahlberechtigung ist: 
1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor-

mundschaft oder wegen geistigen Gebrechens 
unter Pflegschaft steht; 

2. wer durch Richterspruch die oürgerlichen 
Ehrenrechte rechtskräftig verloren hat; 

3. wer nach den im Lande seines Wohnsitzes 
geltenden Bestimmungen über die politische 
Säuberung nicht wahlberechtigt ist; 

4. wer von der Militärregierung wegen seiner 
Verbindung mit dem Nationalsozialismus ver-
haftet; oder von seiner Beschäftigung oder einer 
einflußreichen Stellung im öffentlichen oder 
privaten Leben entlassen, suspendiert oder 
ausgeschlossen wurde, falls eine rechtskräftige 
Eingruppierung im Entnazifizierungsverfahren 
am Wahltage noch nicht vorliegt 

Die Wahlberechtigung ruht für Personen, die we-
gen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in einer 
Heil- ider Pflegeanstalt untergebracht sind oder 
sich in Strafhaft befinden 

5 i 

Wählen kann nur, wer in einer Wählerliste oder 
Wahlkartei eingetragen ist oder iinen Wahlschein 

-hat. 

§ 5 
jeder Wahlberechtigte. 
Wahltag fünfundzwanzig Jahre 

(l) Wählbar ist 
a) der am 

alt ist. 
b) der am Wahltage seit mindestens einem 

Jahr die deutsche Staatsangehörigkeit be-
itzt oder der, ohne bisher die deutsche 
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Staatsangehörigkeit zu besitzen, Flüchtl ing 
oder Vertr iebener im Sinne des § 1 A b -
satz 2 ist 

.) und nach dem a m 8. Mai 1949 geltenden 
Recht des Landes, in dem er kandidier t , 

. zum Landtag wählbar wäre . Best immungen, 
die die Wählbarkei t von einem bes t immten 
Wohnsitz oder Aufenthal t oder einer be -
st immten Wohn- oder Aufenthal tsdauer in 
einem Lande abhängig machen, finden da-
bei keine Anwendung. 

(2) Beamte und Richter, des Bundes sowie Be-
amte einer bundesunmit te lbaren Körperschaft oder 
Ansta l t des öffentlichen Rechtes oder einer der in 
Artikel 130 des Grundgesetzes aufgeführten Einrich-, 
tungen, die Hoheitsbefugnisse ausüben, müssen vor 
der Annahme der Wahl in den Bundestag ihre Ver-
setzung in den Wartes tand beantragen. Die Ver-
setzung der Beamten in den War tes tand ist ohne 
Anspruch auf Wartegeld, jedoch unter Aufrecht-
erhal tung ihrer Ansprüche auf Wiedereinstel lung 
für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Bundestag-
auszusprechen. Diese Vorschrift gilt s inngemäß auch 
für Angestellte der vorgenannten Verwal tungen, die 
Hoheitsbef'ugnisse ausüben. 

S 6 
Ein gewähl ter Bewerber ist erst dann Abgeord-

neter, wenn er dem Landeswahllei ter schriftlich die 
Annahme der Wahl erk lär t hat. 

§ 7 

(1) Ein Abgeordneter verl iert seinen Sitz 
1. durch Verzicht; 
2. durch nachträglichen Verlust des Wahl-

rechtes ; 

3. durch Strafgericht liehe Aberkennung der 
Rechte aus öffentlichen Wahlen; 

4. durch Ungül t igkei tserklärung der Wahl oder 
sonstiges Ausscheiden beim Wahlprüfungs-
verfahren; 

5. durch . eine nachträglich festgestellte Än-
derung des Wahlergebnisses. 

(2) Der Verzicht ist dem Landeswahllei ter , nach 
der ersten Einberufung des Bundestages dem Bun-
destagspräsidenten zu e rk lären; er m u ß schriftlich 
sein und kann nicht widerrufen werden. 

§ 8 
(1) Der Bundestag besteht aus mindestens 400 

Abgeordneten, die in den Lände rn des Bundes nach 
folgendem Verfahren gewählt werden. Es wählen 
die Länder : 

Baden 11 Abgeordnete 

Bayern .(einschl. Lindau) 78 „ 
Bremen 4 ., 
H a m b u r g 13 „ 
Hessen 36 „ 
Niedersachsen 58 „ 
Nordrhein-Westfalen 109 „ 
Rheinland-Pfalz 25 
Schleswig-Holstein 23 „ 
Wür t temberg-Baden 33 „ 

Würt lemberg-Hohenzol lern 10 „ 

(2) Die Landesregierungen vertei len die ihren 
Ländern zugeteilten Sitze zwischen Wahlkreisen und 
Landesergänzungsvorschlägen im ungefähren Ver-
hältnis von 60 zu 40. 

§ 9 
In .jedem Wahlkreis wird ein Abgeordneter ge-

wählt ; gewähl t ist ' de r Bewerber , der die meisten 
, S t immen auf sich vereinigt. 

§• 10 

(1) Alle im Lande abgebenen St immen jeder 
Par te i werden zusammengezähl t und aus diesen 
Summen nach dem Höchstzahlverfahren (d 'Houdt) 
die jeder Par te i zustehenden Mandate errechnet. 

(2) Von der für jede Par te i so ermit te l ten Abge -
ordnetenzahl wird die Zahl der in den Wahlkre i sen 
von ihr e r rungenen Mandate abgerechnet. Die h ie r -
nach ihr zustehenden Sitze aus dem Landese rgän-
zungsvorschlag werden in dessen Reihenfolge be-
setzt. '• 

(3) In den Wahlkreisen er rungene Mandate ve r -
bleiben der Par te i auch dann, wenn sie die nach 
Absatz 1 ermit te l te Zahl übersteigen. In e inem 
solchen Fall erhöht sich die Gesamtzahl der für das 
Land vorgesehenen Abgeordnetensi tze um die 
gleiche Zahl; die so erhöhte Gesamtzahl ist der 
Berechnung nach Absatz 1 zugrunde zu legen. 

(4) Parteien, ' deren Gesamts t immenzahl weniger 
als fünf vom Hunder t der gültigen S t immen im 
Lande beträgt , werden bei der Errechnung und 
Zuteilung der Mandate nach Absatz 1—3 nicht be -
rücksichtigt 

(5) Die Vorschrift in Absatz 4 findet keine A n w e n -
dung, sofern die Par te i in e inem Wahlkreis des 
Landes ein Mandat e r rungen hat . 

§ 11 
(1) Bei dem Kreiswahllei ter sind spätestens am 

17. Tage vor dem Wahltag bis 18 Uhr während der 
Dienststunden Kreiswr ' i lvorschlage schriftlich hin-
zureichen; sie müssen von mindestens fünfhun "rt 
Wählern des Wahlkreises unterschrieben sein. Ist 
in einem Wahl Vorschlag angegeben, daß der Be-
werber für eine politische Parte i auftritt , so genügt 
die Unterschrift der für den Wahlkreis zuständigen 
Landeslei tung der Par te i . 

(2) Jeder Wahlvorschlag darf nur den Namen 
eines Bewerbers enthal ten und dessen Namen, Vor-
namen, Geburts tag, Geburtsort , Beruf und Anschrift 
angeben; t r i t t der Bewerber für eine politische 
Par te i auf, so ist deren Bezeichnung ebenfalls fcfei-
zufügen. 

(3) Jeder Bewerber hat seine Zus t immung schrift-
lich und gleichzeitig eine amtlich beglaubigte Be-
scheinigung vorzulegen, daß er die Wählbarke i t s -
voraussetzungen erfüllt. Diese Unter lagen sind bis 
zu dem in Absatz 1 vorgeschriebenen Termin e in-
zureichen. 

(4) Namen, Vornamen, Beruf und Anschrift der 
Unterzeichner des Wahlvorschlages sind anzugeben. 

§ 12 
Jeder Bewerber kann nur auf e inem Wahlvor-

schlag eines Wahlkreises genannt sein. 

§ 13 
Jeder Wähler hat eine St imme. Die St immabgabe 

erfolgt durch Ankreuzen des Kreiswahlvorschlages, 
dem e r seine St imme geben will. 

§ 14 
(1) Beim Landeswahllei ter können bis 18 Uhr des 

17. Tages vor dem Wahltag politische Par te ien ihre 
Wahlvorschläge für die Landesergänzungsvorschläge 
einreichen. Die Zahl der Bewerber eines solchen 
Wahlvorschlages ist unbeschränkt . Auf Inhal t und 
Einreichung dieser Wahlvorschläge finden die Be-
s t immungen der §§ 11 und 12 entsprechende A n -
wendung; jedoch genügt für die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlages die Unterschrift der obersten 
Partei le i tung im Lande. 

(2) Die Bewerber auf den Landesergänzungsvor-
schlägen können auch in den Kreiswahlvorschlägen 
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de* gleichen Par te i in demselben Lauide aU Be-
werber auftreten. 

(i) Landesergänzungsvorschläge können nur von 
den im Lande im Landesmaßs tah zugelassenen poli-
tischen Par te ien eingereicht werden. 

§ 15 
Erklär t ein Bewerber, daß er die Wahl nicht an -

nimmt, s t i rbt ein Abgeordneter oder verl iert e r 
se i l en Sitz (vgl. § 7), so findet, wenn er auf einem 
Kieiswahlvorschlag gewähl t war, Nachwahl statt , 
im anderen Fall rückt der nachfolgende Bewerber 
de., gleichen Landesergänzungsvorschlages nach. 

§ 16 
Di« Verbindung von Wahlvorschläge» mehrere r 

Pa r te ien ist unstat thaft . 

§ n 
Di« Aufstellung der Kandida ten für Wahlkreise 

und Landesergänzungsvorsehläge ist in geheimer 
Abs t immung in einer Versammlung der be t re f fen-
den politischen Par te i festzustellen, zu der eine 
der Mitgliederzahl oder den statutarischen Be-
s t immungen der Par te i entsprechende Zahl von 
t>elegierten ordnungsmäßig einzuladen ist. Eine be -
glaubigte Abschrift der Niederschrift solcher Ver-
sammlung ist mit den Wahlvorschlägen einzu-
seiche«, 

i 18 
Wahlberechtigte können nur in dem Wahlbezirk 

abst immen, in dessen Wählerl is ten oder Wahlkar -
•eit-n si« eingetragen sind. Inhaber von Wahl-
»cheinen können in jedem beliebigen Wahlbezirk 
de« Landes wählen. 

i 1» 
(i> Seeleuten, die »ich infolge ihres Berufes nur 

vorübergehend in einer Gemeinde aufhalten, ist der 
Wahlschein von de r Aufenthal tsgemeinde zu e r -
teilen, wenn sie ihr Wahlrecht in dieser Gemeinde 
ausüben wollen; sie müssen aber in ihrem See-
fahr tsbuch einen vom Seemannsamt oder von der 
Gemeindebehörde eingetragenen, noch gültigen Ver-
m e r k vorweisen, der sie zur Entgegennahme eines 
Wahlscheines berechtigt. Zu diesem Zweck ist den 
Seeleuten ihr Seefahrtsbuch auszuhändigen. Wird 
der Wahlschein am Wahltag erst nach 12 Uhr' 
mi t tags beantragt , »o kann der Ant rag zurück-
gewiesen werden, wenn eine Beteiligung an der 
Wah l nicht mehr möglich erscheint. 

(2) Das Seemannsamt ist verpflichtet, auf Antrag 
e inen Vermerk in das Seefahrtsbuch einzutragen, 
nachdem es bei der Gemeindebehörde, bei der der 
Ant rags te l le r in der Wählerl iste zu führen ist, fest-
gestell t hat, daß keine Bedenken bestehen. Die Ein-
t r agung des Vermerk» wird der Gemeindebehörde 
mitgeteil t , die es in der Wähler l is te bei dem Namen 
des Wahlberechtigten vermerkt . 

(A) Die Erteilung de« Wahlscheines wird bei der 
Ausfer t igung von der Gemeindebehörde bei dem 
Vermerk «mter Angabe de« Wahltages bescheinigt. 

I *» 
# 1 W e Wahlkreise müssen ein gusammenhän-

f endes Ga*>zes bilden; bei ihrer Bildung sollen dte 
itacrt- »nd Lendkreisgrenzen möglichst erhal ten 

Meibetv Sie sollen eine annähe rnd gleichgroße Ein-
wohne rzah l «mfasnen, 

<2J Di« Abgrenzung der Wahlkreise in Jedem Land 
erfolgt durch einen vom Landespar iament sm be -
M f e n d e a Adtsschwß, 

I 2* 
Wer »eine Eintragung in <Jte Wähler l is te (Wahi-

W r t e H <Uu <*i leisen« Angeben e rwi rk t . 

wer einen anderen aU Wähler einträgt, von den» 
er weiß, daß er keinen Anspruch auf Eintragung 
hat , 

wer die Ein t ragung eines Wahlberechtigten als 
Wähler verhindert , obwohl er dessen Wahlberech-
t igung kennt , 
wer wählt , obwohl er zu den nach diesem Geset i 
von der Wahlberechtigung ausgeschlossenen Pe r -
sonen gehört, 

wer sich als Bewerber aufstellen läßt, obwohl er 
nach diesem Gesetz nicht wählbar ist, 

wer in mehr als einem St immbezirk oder unter 
falschem Namen wählt 

wird mit Gefängnisstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 5000.— DM bestraft, so-
weit nicht in anderen Strafgesetzen eine höhere 
Strafe angedroht ist. 

§ 22 
(1) Die Wahl findet spätestens drei Monate nach 

dem Tage des Inkraf t t re tens des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland statt. Der Wahltag ist 
ein Sonntag. 

(2) Die Ministerpräsidenten best immen den 
Wahltag. 

§ 23 
(1) Alle zur Vorbereitung und Durchführung der 

Wahl einschließlich der Ermit t lung des Wahlergeb-
nisses weiterhin erforderlichen Duichführungs-
s t immungen er läßt jedes Land durch Verordnung 
seiner Landesregierung für sein Gebiet. 

(2) Die Länder haben die Wahlergebnisse aus 
Wahlkreisen und Land schnellstens den Minister-
präs identen zu übermit te ln. 

B. Wahl /.ur Bundesversammlung 

f 24 

(1) Die nach Artikel 54 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland von den Länderpa r l a -
menten zu Mitgliedern der Bundesversammlung zu 
wählenden Delegierten werden nach den Grund-
sätzen de» Verhäl tniswahlrechts gewählt . 

(2) Die Ministerpriisidenten bestimmen inner-
halb von drei Tagen nach Feststellung des Wahl -
ergebnisses, wieviel Delegierte von jedem Landes-
par lament zu wählen sind. Die Länderpar lamente 
sind gehalten, die Wahl der Delegierten unverzüg-
lich nach Zugang dieser Mitteilung vorzunehmen 
und das Ergebnis der Wahl nebst A n n a h m e -
erklärungen den Minis terpräsidenten su über -
mitteln. 

§ 25 
fl) Die Ministerpräsidenten berufen auf spä te -

stens den dreißigsten Tag-nach der Wahl des B u n -
destages diesen zu seiner Konst i tuierung und die 
Bundesversammlung zur Wahl des ersten Bundes -
präsidenten ein. Unmit te lbar nach der Wahl des 
Präs identen des Bundestages findet die Wahl des 
Bundespräs identen statt. 

(2) Die Wahlhandlung leitet der Präs ident des 
Bundestages. Er teilt dem Gewähl ten die Wahl 
mit. Der Gewähl te gibt die Annahmeerk lä rung 
ihm gegenüber ab. 

(3) Der Präs ident des Bundestages veranlaßt die 
Vornahme der Vereidigung des Bundespräsidenten 
«nd die Bekanntgabe seines Amtsant r i t t es in den 
Amtsb lä t te rn der Landesregierungen. 

C. Schluß- und Übergangsbest immungen 

§ 26 
Groß-Berl in ha t das Recht, bis zum Eintr i t t des 

Landes Berlin in die Bundesrepubl ik Deutschland 
acht Abgeordnete mit bera tender Funkt ion in dea 
BundeMaä zu entsenden. 
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§ 27 
Dieses Gesetz t r i t t zugleich mit dem vom P a r -

lamentarischen Rat beschlossenen Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft«. 

Schlangenbad, den 15. Jun i 1949. 

W o h l e b 
Staatspräs ident 

des Landes Baden 
K a i s e n 

Senatspräsident 
der freien Hanses tadt 

Bremen 
E h a r d 

Ministerpräsident 
des Landes Bayern 

B r a u e r 
1. Bürgermeis te r 

der Hanses tadt Hamburg 
S t o c k 

Minis terpräsident 
des Landes Hessen 

L ü d e m a n n 
Minis terpräsident 

des Landes 
Schleswig-Holstein 

K o p f 
Minis terpräsident 

des Landes Niedersachsen 

M a i e r 
Minis terpräsident 

des Landes 
Wür t t emberg-Baden 

A r n o l d 
Minis terpräsident 

des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

A 11 m e i e r 
Minis terpräsident 

des Landes 
Rheinland-Pfalz 

M ü l l e r 
Staatspräs ident 

des Landes Wür t t emberg-
Hohenzollern 

Verordnung 
ü b e r d e n W a h l t a g ( B u n d e s g e s e t z b l a t t S. 2 4 ) 

vom 15. Juni 1949. 

Auf Grund des § 22 des Wahlgesetzes zum 
ersten Bundestag und zur ersten Bundesve r samm-
lung der Bundesrepubl ik Deutschland vom 15. Juni 
1949 verordnen wir : 

einziger Pa rag raph 

Wahltag ist der 14. August 1949. 

Schlangenbad, den 15. Jun i 1949. 

W o h l e b 
Staatspräs ident 

des Landes Baden 

A r n-o 1 d 

Minis terpräsident 
des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

E h a r d 
Minis terpräsident 

des Landes Bayern 

A l t m e i e r 
Minis terpräsident 

des Landes 
Rheinland-Pfalz 

K a i s e n 

Senatspräs ident 
der freien Hanses tadt 

Bremen 

L ü d e m a n n 
Minis terpräsident 

des Landes 
Schleswig-Holstein 

B r a u e r 
1. Bürgermeis ter 

der Hanses tadt Hamburg 

M a i e r 
Minis terpräsident 

des Landes 
Wür t t emberg-Baden 

S t o c k 
Minis terpräsident 

des Landes Hessen 

K o p f 
Minis terpräsident 

des Landes Niedersach^sen 

M ü l l e r 
Staa tspräs ident 

des Landes Wür t t emberg -
Hohenzollern 

Verordnung 
dsr B a y e r i s c h e n S t a a t s r e g i e r u n g 

z u r Wahl d e s ers ten B u n d e s t a g e s 

Vom 6. Juli 1949 

I n h a l t s ü b e r s i c h t 

I. Wahlvorbereitung (§§ 1 bis 27) 
k Wählerverzeichnisse (Wählerlisten und Wahl -

karteien) (§§ 1 bis 4), 
2. Auslegung der Wählerverzeichnisse, Ä n d e -

rungen und Abschluß der Wählerverzeichnisse 
(§§ 5 bis 8), 

3. Wahlscheine (§§ 9 bis 11), 
4. Räumliche Gliederung (§§ 12 bis 14), 
5. Wahlbeauft ragte (§§' 15 bis 20), 
6. Wahlorte und - r ä u m e (§ 21), 
7. Wahlurnen (§ 22), 
8. Wahlschutzvorrichtungen (§ 23), 
9. St immzettel (§§ 24 und 25), 

10. Wahlzeit (§ 26), 
11. Wahlbekanntmachung (§ 27). 

II. Wahlvorschläge (§§ 28 bis 35) 

1. Frist für die Einreichung der Wahlkre i svor -
schläge (§ 28), 

2. Inhal t der Wahlkreisvorschläge (§§ 29 und 30), 
3. Landesergänzungsvorschläge (§ 31), 
4. Mängelbeseitigung (§ 32), 
5. Beschlußfassung über die Wahlkreisvorschläge 

und die Landesergänzungsvorschläge (§§ 33 
und 34), 

6. Bekanntgabe der Wahlkreisvorschläge u n d 
der Landesergänzungsvorschläge (§ 35). 

III. Wahlhandlung (§§ 36 bis 48) 
1. Öffentlichkeit der Wahl (§ 36), 
2. Eröffnung der Wahlhandlung (§§ 37 und 38), 
3. S t immabgabe (§§ 39 bis 44), 
4. Kennzeichnung der Stimmzettel (§ 45), 
5. Schluß der Wahl (§ 46), 
6. Wahl in K r a n k e n - und Pflegeanstalten sowie 

in Strafanstal ten, Gerichts- und Pol izei-
gefängnissen (§§ 47 und 48). 

IV. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse 
(§§ 49 bis 60) 
1. Ermi t t lung der Wahlergebnisse durch die 

! Wahlvors tände in den St immbezirken (§§ 49 
bis 53), 

2. Vorläufige Mitteilung des Wahlergebnisses 
(§ 54), 

3. Übermit t lung der Wahlverhandlungen (§ 55), 
4. Feststel lung des Wahlergebnisses durch den 

Landeswahlausschuß (§§ 56 bis 58), 
5. Bekanntgabe des endgült igen Wahlergeb-

nisses (§ 59), 
6. Die Annahme der Wahl (§ 60). 

V. Nachwahl (§61) 

VI. Wahlbeanstandungen (§ 62) 

VII. Schlußbestimmungen (§§ 63 bis 65). 

Die Bayerische Staatsregierung erläßt zur Durch-
führung der Wahl des ers ten Bundestages auf G r u n d 
des § 23 Abs. (1) des Wahlgesetzes zum ersten B u n -
destag vom 15. Jun i 1949 (Bundesgesetzblatt S. 21) 
folgende Best immungen: 

I. Wahlvorbereitung 

1. W ä h l e r v e r z e i c h n i s s e ( W ä h l e r l i s t e n 
u n d W a h l k a r t e i e n ) 

§ 1 
(I) Die Gemeinden haben die Wählerverzeichnisse 

(Wählerlisten oder Wahlkar te ien) anzulegen u n d 
darin die Wahlberechtigten einzutragen. 

(II) Die Wählerl iste ist nach Anlage 1 in einfacher 
Fer t igung anzulegen. Falls eine Gemeinde in mehre re 
St immbezirke geteilt ist, ist für jeden St immbezirk 
eine eigene Liste anzufertigen. 

(III) Die für frühere Wahlen oder Abs t immungen 
aufgestellten Listen können fortgeschrieben und 
wiederverwende t werden, wenn dadurch nicht ih re 
Übersichtlichkeit und die Durchführung der neuen 
Wahl erschwert wird. 

(IV) Vor dem Eintrage jeder Person ist ihr W a h l -
recht zu prüfen. 

(V) In die Wählerl is ten sind in alphabetischer 
Reihenfolge unter fort laufender Nummer alle für. die 
Wahl zum Bundes tag wahlberecht igten Personen (§ 1 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16/1949 1 4 9 

des Gesetzes) einzutragen, die in der Gemeinde oder 
in dem Stimmbezirk ihren Wohnsitz oder in Er-
mangelung eines anderen Wohnsitzes ihren Auf-
enthalt haben. Einzutragen sind Zu- und Vorname, 
Geburtstag, Wohnort oder Wohnung nebst einem 
Vermerk über die Dauer des Aufenthalts in Bayern 
oder im Bundesgebiet. In Gemeinden, die in mehrere 
Stimmbezirke eingeteilt sind, ist die Wohnung genau 
zu bezeichnen. Die Liste muß ferner eine Spalte für 
Bemerkungen und möglichst viele Spalten für Ver-
merke über die Stimmabgabe enthalten. 

(VI) Die Wählerlisten dürfen auch in der Art an-
gelegt werden, daß innerhalb der einzelnen Stimm-
bezirke die Straßen nach der Buchstabenfolge ihrer 
Namen und Innerhalb der Straßen die Häuser nach 
ihrer Nummer und innerhalb jedes Hauses die Wahl-
berechtigten nach der Buchstabenfolge ihrer Namen 
eingetragen werden. 

(VII) Personen, die vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind (§ 2 des Gesetzes), sind in die Wählerliste nicht 
aufzunehmen. 

(VIII) Personen, deren Wahlrecht ruht (§ 3 des 
Gesetzes), sind in die Wählerliste einzutragen. In der 
Spalte für den Vermerk über die Stimmabgabe ist 
einzutragen „Wahlrecht ruht" oder „R". Besteht die 
Ursache des Ruhens des Wahlrechts am Wahltage 
nicht mehr, so ist dieser Vermerk zu streichen und 
der Sachverhalt in der Spalte „Bemerkungen" zu 
erläutern. 

(IX) Jede Wählerliste ist nach Fertigstellung vor 
der öffentlichen Auslegung durch die Gemeinde-
behörde unter Datumsangabe zu beurkunden. 

§ 2 
Wenn der Aufenthalt infolge auswärtiger Arbeits-

betällgung an Sonn- und Werktagen verschieden ist, 
ist für den Eintrag die Gemeinde maßgebend, in der 
der Wahlberechtigte seine Lebensmittelkarten bezieht. 

§ 3 
Die Gemeindebehörden haben alles, was für die 

Anlegung der Wählerlisten von Bedeutung ist oder 
zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten in den 
Wählerlisten führen kann, insbesondere bei der poli-
zeilichen Abmeldung Wegziehender, ferner die Ab-
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, die Ent-
mündigung und sonstige Wahlausschlußgründe mit 
Angabe des Beginns ihrer Wirksamkeit sich gegen-
seitig mitzuteilen. 

§ 4 
(I) An Stelle der Wählerliste kann eine Wahlkartei 

verwendet werden. Sie muß in verschließbaren 
Kästen verwahrt werden und so beschaffen sein, daß 
die Karten durch eine Vorrichtung festgehalten wer-
den und daß nach dem Abschluß der Kartei die 
willkürliehe Herausnahme und Einfügung von Kar-
ten unmöglich ist. Jede Karte muß möglichst viele 
Spalten für Vermerke über die Stimmabgabe ent-
halten. 

(II) Alle Bestimmungen über die Wählerlisten 
gelten auch für die Wahlkarteien. 

(III) Über den Abschluß der Wahlkartei ist eine 
Wahlurkunde anzufertigen. 

2. A u s l e g u n g d e r W ä h l e r v e r z e i c h n i s s e ; 
Ä n d e r u n g e n u n d A b s c h l u ß d e r W ä h l e r -

v e r z e i c h n i s s e 
§ 5 

(I) Die Gemeindebehörden haben die Wählerver-
zeichnisse vom 21. bis zum 14. Tage vor dem Wahl-
tag (24. bis 31. Juli 1949) an einem allgemein zu-
gänglichen Ort in der Gemeinde zur öffentlichen 
Einsicht auszulegen. 

(II) Jeder Wahlberechtigte ist von Amts wegen 
schriftlich zu benachrichtigen, daß sein Name in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist. Die Benachrich-

tigung hat vor Auslegung des Wählerverzeichnisses 
zu erfolgen und muß die Angabe des Wahlortes, des 
Wahlraumes und der Wahlzeit enthalten. Zur rasche-
ren Abwicklung des Wahlgeschäftes ist auf der Be-
nachrichtigungskarte die Nummer zu vermerken, 
unter der der Wahlberechtigte im Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, und der Wähler aufzufordern, die 
Mitteilung zur Wahl mitzubringen. 

(III) Die Gemeindebehörden bestimmen die Stun-
den für die Auslegung der Wählerverzeichnisse. Hier-
für sind zunächst die ortsüblichen Amtsstunden maß-
gebend. Außerdem muß die Einsichtnahme in die 
Verzeichnisse auch an den in die Frist fallenden 
Sonn- und Feiertagen ermöglicht werden. 

(IV) Die Gemeindebehörden haben Ort und Zeit 
der Auslegung der Wählerverzeichnisse (nach Tagen 
und Stunden) vor dem Beginn der Auslegungsfrist 
in ortsüblicher Weise öffentlich bekanntzugeben und 
darauf hinzuweisen, daß Einsprüche gegen die 
Wählerverzeichnisse während der Auslegungsfrist 
einzulegen sind und wo solche Einsprüche entgegen-
genommen werden. 

(V) In dieser Bekanntmachung ist außerdem dar-
auf hinzuweisen, daß Wahlberechtigter die vor dem 
Ablauf der Auslegungsfrist in einen anderen Stimm-
bezirk innerhalb Bayerns verzogen sind, die Über-
tragung ihres Namens in das Wählerverzeichnis des 
neuen für sie zuständigen Stimmbezirkes zu be-
antragen haben. 

(VI) Die Gemeindebehörden sollen die Anfertigung 
von Abschriften der Wählerverzeichnisse zulassen, 
soweit der Dienslbetrieb hierdurch nicht gestört wird 
oder, soweit möglich, gegen Erstattung der Auslagen 
Abschriften der Wählerverzeichnisse erteilen. 

§ 6 
(I) Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wähler-

verzeichnisse sind bei Meidung des Ausschlusses 
innerhalb der Auslegungsfrist und Auslegungszeiten 
bei der Gemeindebehörde einzulegen. 

(II) Der Einspruch kann die Aufnahme eines neuen 
Eintrags sowie die Streichung oder Berichtigung 
eines vorhandenen Eintrags zum Gegenstand haben. 
Der Einspruch ist bei der Gemeindebehörde schrift-
lich oder mündlich, persönlich oder durch einen 
Bevollmächtigten geltend zu machen. Die Angaben 
sind nötigenfalls glaubhaft zu machen. 

(III) Wenn die Gemeindebehörde einem Einspruch 
nicht stattgibt, hat sie ihn sofort der Aufsichts-
behörde vorzulegen. 

(IV) Wird durch den Einspruch eine dritte Person 
betroffen, so hat die Gemeindebehörde diese zu 
hören. Dem Betroffenen ist die Verfügung der Ge-
meindebehörde zu eröffnen. Gegen eine zu seinen 
Ungunsten ergangene Entscheidung der Gemeinde-
behörde steht dem Betroffenen das Recht der Be-
schwerde zur Aufsichtbehörde zu. 

(V) Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde nach 
Abs. (III) und (IV) ist spätestens am achten Tage 
vor der Wahl (6. August 1949) zu erlassen; sie ist 
endgültig, doch unterliegt sie der Nachprüfung im 
Wahlprüfungsverfahren. Es ist dafür zu sorgen, daß 
die Gemeindebehörde spätestens am fünften Tage 
vor der Wahl (9. August 1949) im Besitze der Ent-
scheidung ist. 

(VI) Die Entscheidungen sind den Beteiligten durch 
die Gemeindebehörden zu eröffnen und in den 
Wählerverzeichnissen vorzumerken. 

(VII) Die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
zur Entscheidung über die Rechte der Wahlberech-
tigten wird durch die Bestimmung des Abs. (V) nicht 
berührt. Die Beschwerde zur Aufsichtsbehörde tritt 
an die Stelle des Einspruchs im Sinne des § 38 des 
Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 
25. September 1946 (GVB1. S. 281). Anfechtungs-
gegner ist der Staat. Der Anfechtungsklage kommt 
keine aufschiebende Wirkung zu. 
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§ 7 
(I) Am fünften Tage vor der Wahl (9. August 1949) 

schließen die Gemeindebehörden die Wählerverzeich-
nisse ab mit der urkundlichen Bestätigung, daß und 
wie lange sie ausgelegt waren und daß die Bekann t -
machung über die Auslegung rechtzeitig erfolgt war , 
endlich wie viele Wahlberechtigte eingetragen sind, 
deren Namen nicht mit dem Vermerk „W" (d. h. 
Wahlschein) versehen wurden. 

(II) Die Behälter der Wahlkar te ien sind durch 
Schlösser, Plomben oder Siegel so zu verschließen, 
daß die En tnahme oder Einfügung von Kar t en un -
möglich ist. 

(III) Kurz vor der Wahl stellen die Gemeinde-
behörden die Wählerverzeichnisse den Wahlvor-
stehern zu. 

§ 8 
(I) Änderungen im Wählerverzeichnis sind vom 

.Beginn der Auslegungsfrist an bis zum Abschluß der 
Wählerverzeichnisse nur noch auf rechtzeitig e r -
hobenen Einspruch hin zulässig. 

(II) Vormerkungen über die Ausstellung von Wahl -
scheinen und Streichung von Vormerkungen über 
das Ruhen des Wahlrechtes gelten nicht als Ände-
rungen. 

(III) Ergänzungen sind als Nachträge in die Wähler-
verzeichnisse aufzunehmen. Sämtliche Änderungen 
und Streichungen müssen den Grund erkennen las-
sen und mit Datum und Unterschrift des vollziehen-
den Beamten versehen sein. Die Belege hierzu sind 
zu den gemeindlichen Akten zu nehmen. 

3. W a h l s c h e i n e 

§ 9 
(I) Ein Wahlberechtigter , der in ein Wählerver-

zeichnis eingetragen ist, e rhäl t auf Antrag einen 
Wahlschein, 
1. wenn er am Tage der St immabgabe während der 

Wahlzeit aus triftigen Gründen außerha lb seines 
St immbezirkes weilt, 

2. wenn er nach Ablauf der Einspruchsfrist (§ 6) 
seinen Aufenthalt in einen anderen St immbezirk 
verlegt, 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechens in seiner Bewegungsfreiheit behinder t 
ist und durch den Wahlschein die Möglichkeit e r -
hält, einen für ihn günstiger gelegenen Wahl raum 
aufzusuchen. 

(II) Ein Wahlberechtigter, der nicht in ein Wähler-
verzeichnis eingetragen oder darin gestrichen ist, e r -
hält auf Antrag e inen Wahlschein, 

1. wenn er nachweist, daß er ohne sein Verschulden 
die Einspruchsfrist versäumt hat, 

2. wenn er erst nach Ablauf der Einspruchsfrist 
seinen ständigen Aufenthal t in Bayern genom-
men hat, 

3. wenn er die Wahlberechtigung durch den Wegfall 
von Ausschlußgründen erst nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist er langt hat . 

(III) Zuständig zur Ausstel lung des Wahlscheines 
ist die Gemeindebehörde, in deren Wählerverzeichnis 
der Wahlberechtigte eingetragen ist oder e inzutragen 
wäre. 

(IV) Den Grund für die Ausstellung eines W a h l -
scheines bat der Antragste l ler auf Erfordern g laub-
haft zu machen. Über seine Berechtigung, den A n -
trag zu stellen und den Wahlschein in Empfang zu 
nehmen, muß er sich ausweisen. 

(V) Die Ausstel lung von Wahlscheinen ist in einem 
Verzeichnis vorzumerken. Bei der Ausstel lung von 
Wahlscheinen nach Abs. (I) ist im Wählerverzeichnis 
in der Spalte für den Abs t immungsvermerk e inzu-
tragen: „W" (d. h. Wahlschein). Bei der Ausstel lung 
Von Wahlscheinen nach Abs. (II) ist Vorsorge zu tref-

fen, daß die mehrfache Ausstellung von Wahlscheinen 
an eine Person verh inder t wird. Hierzu ist die Aus -
stellung dieser Wahlscheine an e iner einzigen Stelle 
in jeder Gemeinde und die alphabetische Vormer -
kung der Wahlscheinempfänger erforderlich. 

(VI) Die Wahlscheine sind nach Anlage 2 auszu-
stellen. Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 

(VII) Gegen die Versagung eines Wahlscheines ist 
Beschwerde an die Aufsichtsbehörde zulässig, die 
endgültig entscheidet. § 6 Abs. (VII) gilt entsprechend. 
Die Entscheidungen sind mit möglichster Beschleu-
nigung zu erlassen und den Beteiligten durch die 
Gemeindebehörde zu eröffnen. 

§ 10 
(I) Die Ausstel lung von Wahlscheinen ist bis zum 

Tage vor dem Wahltag zulässig. Am.Wahl t ag selbst 
ist sie unzulässig. 

(II) Wenn nach Abschluß der Wählerverzeichnisse 
noch Wahlscheine ausgestellt werden, ist dem Wahl -
vorsteher bis zum Beginn der Wahlhandlung ein 
Auszug aus dem Verzeichnis nach § 9 für diese Wahl -
berechtigten auszuhändigen, damit er bei ihnen die 
nachträgliche Ausstel lung von Wahlscheinen im 
Wählerverzeichnis noch vormerken kann. Der W a h l -
vors teher hat das Wählerverzeichnis dann vor dem 
Beginn der Wahlhandlung hiernach zu berichtigen, 
indem er bei den Wahlberechtigten, die in dem ihm 
übermit te l ten Verzeichnis e ingetragen sind, in das 
Wählerverzeichnis in der Spalte für den Abst im-
mungsvermerk einträgt „W" (d. h. Wahlschein) und 
im Vermerk über den Abschluß der Liste die Zahl 
der verbleibenden Wahlberechtigten .richtigstellt. 

§ 11 
(I) Inhaber von Wahlscheinen, die in Bayern a u s -

gestellt sind, können in jedem beliebigen S t imm-
bezirk Bayerns abst immen. Außerhalb Bayerns aus -
gestellte Wahlscheine berechtigen nicht zur S t imm-
abgabe in Bayern. 

(II) Wahlberechtigte, die nach der Anlage de« 
Wählerverzeichnisses nu r innerhalb des Gemeinde-
bezirkes ihres Aufenthaltsortes in einen anderen 
Stimmbezirk verzogen sind, sind auf Antrag in dem 
Stimmbezirk zur Wahl zuzulassen, in dessen Wähler -
verzeichnis sie eingetragen sind. 

4. R ä u m l i c h e G l i e d e r u n g 

§ 12 
(I) In Bayern werden 47 Bundeswahlkreise gebi l-

det. Die vom Rechts- und Verfassungsausschuß de» 
Bayer. Landtags beschlossene Wahlkreiseintei lung 
wird als Anhang zu dieser Verordnung bekann t -
gemacht. 

(II) F ü r die S t immabgabe teilen die Bezirks-
verwal tungsbehörden ihre Verwaltungsbezirke in 
St immbezirke ein. 

§ 13 
(I) Die St immbezirke sollen so abgegrenzt werden, 

daß allen Wahlberechtigten die Tei lnahme an der 
Wahl möglichst erleichtert wird. Die Einwohnerzahl 
eines Stimmbezirkes darf nicht so gering sein, daß 
die Geheimhal tung der Wahl hierdurch ernstlich 
gefährdet wird. 

(II) Kein St immbezirk darf mehr als 2500 Wahl -
berechtigte umfassen. Gemeinden mit mehr als 2500 
Einwohnern sind in mehre re St immbezirke einzu-
teilen. Auch bei kleineren Gemeinden ist unter der 
Voraussetzung des Abs. (I) die Teilung in mehre re 
St immbezirke zulässig. J ede Gemeinde muß min-
destens einen St immbezirk bilden. 

§ 14 
F ü r K r a n k e n - und Pflegeanstalten (öffentliche und 

pr iva te Krankenhäuse r oder Kliniken, Entbindungs-
anstal ten, Wöchnerinnenanstal ten, Pfründneransta l -
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t t n , Erholungsheime usw.) mit e iner größeren An-
zahl von Wahlberechtigten, die wegen ihres körper -
lichen Befindens nicht imstande sind, einen al l -
gemeinen Wah l r aum persönlich aufzusuchen, kann 
die zuständige Bezirksverwal tungsbehörde eigene 
S t immbezi rke bilden, und zwar en tweder eigene 
St immbezi rke für jede Anstalt oder einen S t imm-
bezirk für mehre re Anstal ten; doch darf bei solchen 
die Zahl der Wahlberechtigten nicht so gering sein, 
daß hierdurch das Wahlgeheimnis gefährdet wird. 

5. W a h l b e a u f t r a g t e 

§ 15 
(I) Zur Feststel lung des Wahlergebnisses im gan-

zen Staatsgebiet wird vom Staatsminis ter ium des 
Inne rn ein Landeswal.Heiter und ein Stel lvertreter 
bestell t . 

(II) Bei dem Landeswahl le i ter wird ein Landes-
wahlausschuß gebildet, bestehend aus dem Landes-
wahl le i ter als . Vorsitzendem und den Ver t rauens -
männe rn der zugelassenen Landesparteien, d ie . bei 
ihm als Beisitzer benannt werden. 

• § 16 

(I) Zur Prüfung der Wahlkreisvorschläge und Er -
mit t lung der Wahlergebnisse bestellt das S taa t s -
minis ter ium des Innern für jeden Bundeswahlkreis 
einen Wahlkreislei ter und einen Stel lvertreter . 

(II) Bei jedem Wahlkreislei ter wird ein Wahlkreis-
ausschuß gebildet. Dieser besteht aus dem Wahl-
kreislei ter als Vorsitzendem und den Ver t rauens -
männern , die von den politischen Parteien und 
übrigen Wählergruppen als Beisitzer bei ihm benannt 
werden. 

§ IV 
(I) Die Verhandlungen des Landeswahlausschusses 

und der Wahlkreisausschüsse sind öffentlich. Ort und 
Zeit der Verhandlungen sind öffentlich bekanntzu-
geben. Der Vorsitzende ist befugt, Personen, die hie-
bei die Ruhe und Ordnung stören, aus dem Sitzungs-
r a u m zu verweisen. 

(TT) Die Wahlausschüsse sind beschlußfähig, wenn 
außer dem Vorsitzenden mindestens die Hälfte der 
Beisitzer anwesend sind. Jede Partei besitzt nur mit 
e inem Ver t rauensmann Stimmrecht. S t immenmehr -
heit, entscheidet. Bei Stimmengleichheit gibt die 
S t imme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(III) Über die Verhandlungen führt ein vom Wahl-
ausschuß bes t immter Beisitzer eine Niederschrift und 
unterzeichnet sie mit dem Vorsitzenden. 

(IV) Das Staatsminis ter ium des Innern und die 
Kie is regierungen stellen den Wahlausschüssen die 
nötigen Hilfskräfte zur Verfügung. Diese sind nicht 
Mitglieder der Wahlausschüsse. 

§ 18 
Fü r jeden St immbezirk wird von der Bezirksver-

wal tungsbehörde unter entsprechender Berücksich-
t igung der einzelnen Par te ien aus dem Kreise der 
Wahlberechtigten ein Wahlvors teher und ein Stell-
ver t re te r ernannt . 

§ 19 
(I) Der Wahlvors teher beruft unter entsprechender 

Berücksichtigung der einzelnen Par te ien einen Wahl -
berechl igten als Schriftführer und drei bis sechs 
Wahlberechtigte als Beisitzer; sie sind möglichst den 
Wahlberecht igten des St immbezirkes zu entnehmen. 

(II) Der Wahlvorsteher, sein Stel lvertreter , die 
Beisitzer und der Schriftführer bilden den Wahl -
vorstand. 

(TU) Die Mitglieder des Wahlvors tandes haben bei 
der Führung der Geschäfte sirengste Unpartei l ich-
keit zu beobachten. Sie erhal ten keine Vergütung. ' 
Die Beiziehung von Hilfsarbeitern ist zulässig. 

§ 20 

(I) Erscheinen bei Beginn der Wahl nicht min-
destens sechs Mitglieder des Wahlvorstandes, so e r -
gänzt ihn der Wahlvors teher aus den anwesenden 
Wahlberechtigten auf diese Zahl. 

(II) Die Mitglieder des Wahlvors tandes un te r -
stützen den Wahlvors teher bei der Durchführung der 
Wahlhandlung und bei der Ermit t lung und Fest-
stellung des Wahlergebnisses. 

(III) Während der ganzen Dauer der Wahl müssen 
stets mindestens vier Mitglieder des Wahlvorstandes 
anwesend sein, da run te r der Wahlvorsteher oder sein 
Stel lvertreter . Nötigenfalls ist der Wahlvors tand 
während der Wahl auf diese Zahl von Mitgliedern 
zu ergänzen. Ist der Schriftführer vorübergehend 
abwesend, so ist ein anderes Mitglied des Wahl -
vorstandes mit seiner Ver t re tung zu betrauen. 

(IV) Der Wahlvors tand entscheidet mit S t immen-
mehrheit . Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvor-
steher oder sein Ste l lver t re ter den Ausschlag. Die 
Er 'Scheidungen des Wahlvors tandes sind, vorbehal t -
lich • der Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren, 
endgültig. Im übrigen gilt § 6 Abs. (VII) entsprechend. 

(V) Über die Wahlhandlung hat der Schriftführer 
eine Niederschrift aufzunehmen. Sie ist von sämt -
lichen Mitgliedern des Wahlvors tandes zu un te r -
zeichnen. Die vom Wahlvors tand gefaßten Beschlüsse 
sind darin niederzulegen; soweit sie nicht einstimmig 
gefaßt werden, ist das St immenverhäl tn is anzugeben. 

6. W a h l o r t e u n d - r ä u m e 
§ 21 

(I) Bei der Best immung der Wahlvorsteher bezeich-
net die Bezirksverwal tungsbehörde auch den Wahl -
ort und die Wahlräume, in denen die Wahl vorzu-
nehmen ist. 

(II) Die Wahl räume sind nach Möglichkeit in G e -
bäuden oder Anstal ten der Gemeinden einzurichten. 

7. W a h l u r n e n 
§ 22 

Zur Sammlung und Verwahrung der Stimmzettel 
während der S t immabgabe dient die Wahlurne . S ie . 
muß rechteckig und mit einem Deckel versehen sein. 
Ihre innere Hohe muß mindestens 90 cm und der 
Abstand jeder Wand von der gegenüberliegenden 
Wand mindestens 35 cm betragen. Im Deckel muß 
die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht wei ter 
als 2 cm sein darf. In K r a n k e n - und Pflegeanstalten 
sowie in Strafanstal ten. Gerichts- und Polizeigefäng-
nissen können kleinere Wahlurnen verwendet werden. 

8. W a h l s c h u t z v o r r i c h t u n g e n 

§ 23 
(I) In jedem Wahl raum stellt die Gemeindebehörde 

einen oder mehre re Tische mit Wahlschutzvorrich-
tungen auf. die so beschaffen sein müssen, daß jeder 
Wahlberechtigte unter ihrem Schutze seinen S t imm-
zettel unbeobachtet behandeln kann. 

(II) In den Schutzvorrichtungen sollen Bleistifte 
bereitliegen, die an Bindfäden oder sonstwie befestigt 
sind. 

(III) In der Schutzvorrichtung soll sich, von den 
Fällen des § 41 Abs. (II) abgesehen, stets nur ein 
Wahlberechtigter befinden. Dieser soll nur solange 
darin verweilen, als unbedingt notwendig ist. 

9. S t i m m z e t t e l 

§ 24 
(I) Die St immzet te l sollen von weißem oder we iß -

lichem Papier sein und keine Kennzeichen tragen.-
Auch Zeitungspapier ist zulässig. Im einzelnen 
Stimmbezirk dürfen die St immzettel nach Pap ie ra r t 
und Farbe nicht, wesentlich voneinander abweichen. 

(II) Die St immzettel sind ohne Wahlumschläge a b -
zugeben. Papierar t , Form und Ausführung der 
Stimmzettel sind aber so zu wählen, daß die Getieim-

I hal tung der Wahl gewährleistet ist. 
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§ 25 
Die Stimmzettel sind in einheitlicher Ausführung 

nach Anlage 3 amtlich herzustellen. Ihr Inhalt wird 
für die einzelnen Wahlkreise vom Wahlkreisleiter 
bestimmt. Sie müssen die sämtlichen für den Wahl-
kreis zugelassenen. Bewerber mit Namen, Vornamen, 
Beruf und Wohnort in der vom Wahlkreisausschuß 
festgesetzten Reihenfolge § 33 Abs. (II) enthalten. 
Tri t t der Bewerber für eine im ganzen Wahlkreis 
zugelassene politische Partei auf. so ist deren Be-
zeichnung beizufügen, andernfalls die Bezeichnung 
„parteilos". Die Herstel lung hat der Wahlkreislei ter 
zu veranlassen. Die Stimmzettel sind den Wahl-
vorstehern in entsprechender Menge rechtzeitig zur 
Abgabe an die Wähler während der Wahl zu über-
mitteln. Einzelne Stücke der Stimmzettel können 
zwecks Unterweisung der Wähler vorher an ver-
t rauenswürdige Personen abgegeben werden, nach-
dem sie durch Aufdruck und Stempel für die S t imm-
abgabe unbrauchbar gemacht wurden 

10. W a h l z e i t 
§ 26 

(I) Die Wahl dauert von 8 Uhr bis 20 Uhrv 

(II) Die Bezirksverwal tungsbehörden können für 
einzelne Gemeinden oder ihren Landkreis aus beson-
deren Gründen die Wahlzeit ausdehnen, jedoch nicht 
über 21 Uhr hinaus. 

(III) Die Bezirksverwal tungsbehörden können fer-
ner für Wahlräume, die für Inhaber von Wahl -
scheinen an Bahnhöfen eingerichtet sind. Ab-
weichungen von der Wahlzeit verfügen. N 

11. W a h l b e k a n n t m a c h u n g 

§ 27 
(I) Spätestens am achten Tage vor der Wahl 

(6. August 1949) gibt die Be^irksverwaltungsbehörde 
die Einteilung der Stimmbezirke, die Wahlräume, die 
Namen der Wahlvorsteher und ihrer Vertreter , den 
Tag, die Stunde und die Dauer der Wahl bekannt , 
ferner, daß die Stimmzettel amtlich hergestellt w e r -
den und wie die St immabgabe auf dem Stimmzettel 
erfolgt. 

(II) Die Gemeindebehörden geben spätestens am 
drit ten Tag vor der Wahl (11. August 1949) den auf 
ihre Gemeinde bezüglichen Teil der Bekannt machung 
der Bezirksverwal tungsbehörde in ortsüblicher Weise 
bekannt . Ein Abdruck dteser Bekanntmachung ist 
vor Beginn der Wahl vor und im Wahlraum gut 
leserlich anzuschlagen. 

(III) Die Bezirksverwal tungsbehörden übersenden 
je ein Stück ihrer Bekanntmachung dem Wahlkre is -
leiter und dem Landeswahl le i ter ; ein weiteres Stück 
ist zu den Wahlverhandlungen zu nehmen. 

II . Wahlvorschläge 
l. F r i s t f ü r d i e E i n r e i c h u n g d e r W a h l -

k r e i s v o r s c h l a g e 
§ 28 

(I) Die Wahlkreisvorschläge sind für die Bundes -
wahlkreise aufzustellen und spätestens am 17. Tage 
vor dem Wahltage (28. Jul i 1949) bis 18 Uhr dem 
Wahlkreisleiter schriftlich einzureichen. Dieser ve r -
merkt den Zeitpunkt; der Einreichung auf den Wahl -
vorschlägen. 

(II) Jede r Bewerber kann nur auf e i n e m Wahl -
vorschlag eines Wahlkreises genannt sein. 

(III) Jede r Bewerbe)' kann ferner nu r in e i n e m 
Wahlkreis aufgestellt werden. 

2. I n h a l t d e r W a h l k r e i s v o r s c h l ä g e 
8 29 

(I) Jeder Wahlkreisvorschfag (§§ 11 und 12 des 
Gesetzes) muß enthal ten: 

1. Name, Vorname, Geburts tag, Geburtsor t , S tand 
oder Beruf, Wohnort oder Wohnung des Bewerbe r s ; 

2. das von der Partei bes t immte Kennwor t durch 
Angabe der Par te i , soferne der Bewerber für eine 
im ganzen Wahlkreis zugelassene politische Par te i 
auftritt oder das Kennwor t „parteilos", soferne 
der Bewerber nicht von einer im ganzen Wahl -
kreis zugelassenen politischen Par te i aufgestellt ist; 

3. die Unterschrift der für den Wahlkreis zus tän-
digen Landesleitung der Par te i oder 

4. die Unterschriften von mindestens 500 Wahl -
berechtigten des Wahlkreises mit Angabe von Vor-
und Zunamen, Stand oder Beruf. Wohnor t oder 
Wohnung sowie die gemeindliche Bestä t igung 
über ihren Eintrag, in das Wählerverzeichnis, wenn 
der Bewerber nicht für eine im Landesmaßs tab 
zugelassene politische Parte i auftritt . Die Unte r -
schriften müssen gut leserlich sein. Jede r Wahl-
berechtigte kann nur einen Wahlvorschlag un te r -
zeichnen. Der Bewerber selbsl darf den Wahl -
kreisvorschlag nicht unterzeichnen. 

(II) Mit denrWahlkreisvorschlag sind einzureichen: 
1. eine Bestätigung der Bezirksverwal tungsbehörde 

des Wohnortes, oder in Ermangelung eines solchen 
des Aufenthaltsortes, über, die Wählbarkei t des 
Bewerbers (§ 5 des Gesetzes) mit Angaben 

a) über das Alter, 
b) über den Besitz der Staatsangehörigkei t seit 

mindestens 1 Jahr , oder das Vorliegen der Vor-
aussetzungen des § 1 Abs. (2) des Gesetzes, 

C) über die Dauer seines Aufenthaltes in Bayern 
oder im Bundesgebiet, 

,d) darüber, daß er vom Befreiungsgesetz nicht 
betroffen oder durch rechtskräftige Spruch-
kammeientscheidung entlastet ist. Personen. 
die unter die Jugendamnest ie , die Weihnachis,-
amftestie oder Heimkehreramnest ie fallen, ge-
hören zu den vom Befreiungsgesetz Betrof-
fenen, es sei denn, daß die Spruchkammer auf ' 
Antrag — unter Einziehung der Amnest ier 
kar te — bescheinigt hat. daß sie vom Be-
freiungsgesetz nicht, betroffen sind, oder daß 
sie auf Grund eines von ihnen beant rag ten 
Verfahrens durch rechtskräftige Spruchkam-
merentscheidung für nicht belastet oder für 
ent lastet e rk lär t worden sind. 

2. die Erk lärung des Bewerbers, daß er der Auf-
nahme seines Namens in (Jen Wahlkreisvorschlag 
zustimmt sowie, daß er in keinem wei teren Wahl -
kreis als Bewerber aufgestellt worden ist oder 
sich aufstellen lassen wird: 

3. beglaubigte Abschrift der Niederschrift über die 
Versammlung der politischen Partei (§ 17 des 
Gesetzes). 
(III) Jede r Wahlkreisvorschlag soll weiter einen 

möglichst am Sitz des Wahlkreislei ters wohnhaften 
Ver t rauensmann bezeichnen. Ist kein solcher be,T 
zeichnet oder ist der Ver t rauensmann verhindert , so 
gelten die Unterzeichner des Wahlkreisvorschlags 
der Reihenfolge nach als Ver t rauensmänner . Der 
Ver t rauensmann ist befugt, die zur Ergänzung oder 
Berichtigung" des Wahlkreisvorschlags nötigen Ver-
fügungen des Wahlkreislei ters oder Wahlkreis-
ausschusses entgegenzunehmen und alle hiezu e r -
forderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 30 
(I) Bis zum 17. Tag vor dem Wahl tag (28. Juli 

1949), 18 Uhr, ist jede beliebige Änderung in den 
Wahlkreisvorschlägen zugelassen. Die Zurücknahme 
der Wahlkreisvorschläge ist bis zu deren Bekannt -
gabe zugelassen. Die Zurücknahme erfordert bei 
Wahlkreisvorschlägen der zugelassenen Landes-
parteien die unterschriftliche Erk lä rung der zu-
ständigen Landeslei tung, sonst die von mehr als der 
Hälfte der Unterzeichner unterschriebene Zurück-.1 

nahmeerk lä rung . , , 
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(II) Die Zus t immungse rk lä rung eines Bewerbers 
kann nach dem 17. Tag vor der Wahl (28. Juli 1949) 
nicht mehr zurückgezogen werden. 

3. L a n d e s e r g ä n z u n g s v o r s c h l a g e 

§ 31 
Aui Einreichung und Inhal t der Landesergän-

zungsvorschläge (§ 14 des Gesetzes) finden die Be-
st immungen der §§ 28 bis 30 dieser Verordnung ent-
sprechende Anwendung . 

4. M ä n g e l b e s e i t i g u n g 

§ 32 
(I) Wenn im Wahlkreisvorschlag oder Landes-

ergänzungsvorschlag Mängel zu beseitigen oder zum 
Vorschlag Erk lä rungen abzugeben oder Bescheini-
gungen nachzubr ingen sind, hat der Wahlkreislei ter 
oder Landeswahl le i ter den Ver t rauensmann unver -
züglich dazu aufzufordern. Mängel können nach Ab-
lauf der Fr is t zur Einreichung d e r Vorschläge nicht 
mehr behoben werdenr 

(II) Der Wahlkreis le i ter ist verpflichtet, jeden bei 
ihm eingereichten Wahlvorschlag umgehend auf seine 
Ordnungsmäßigkei t hin zu .überprüfen und etwaige 
Mängel, vor al lem soweit sie die Gültigkeif dos 
Wahlvorschlages berühren , sofort dem Ver t rauens-
mann des Wahlvorschlags mitzuteilen. 

5. B e s c h l u ß f a s s u n g ü b e r d i e W a h l -
k r e i s V o r s c h l ä g e u n d d i e L a n d e s e r g ä n -

z u n g s v o r 's c h 1 ä g e 

§ 33 
(I) Am zwölften Tage vor dem Wahltag (2. August 

1949) entscheiden die Wahlkreisausschüsse und der 
Landeswahlausschuß über die Zulassung und die 
Gültigkeit der eingereichten Vorschläge sowie über 
ihre Reihenfolge. Die Ver t rauensmänner der Vor-
schläge sind auch bei der Beschlußfassung über den 
eigenen Vorschlag st immberechtigt . 

(II) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge richtet 
sich bei den zugelassenen Landespar te ien nach der 
bei der letzten Landtagswahl im Staatsgebiet e r -
reichten St immenzahl , soweit sie an der Land tags -
wahl noch nicht tei lgenommen haben, nach dem Zeit-
punkt der Zulassung. Die übrigen Wahlvorschläge 
schließen sich in der alphabetischen Reihenfolge der 
Bewerbernamen an. 

(III) Die Entscheidungen sind dem Ver t rauens -
mann des Vorschlags, bei vollständiger oder tei l-
weiser Zurückweisung des Vorschlags un te r Angabe 
der Gründe, mündlich oder schriftlich zu eröffnen. 

§ 34 

(I) Wahlkreisvorschläge und Landesergänzungs-
vorschläge, die verspätet eingereicht sind oder den 
Anforderungen nicht genügen, sind nicht zuzulassen. 

(II) Sind bei Landesergänzungsvorschlägen die An-
forderungen nu r hinsichtlich einzelner Bewerber 
nicht erfüllt, so werden ihre Namen aus den Vor-
schlägen gestrichen. Die Streichungen sind zu be -
urkunden. 

/ 
6. B e k a n n t g a b e d e r W ahJLk r e i s v o r -
s c h l a g e i u n d d e r L a n d e s e r g ä n z u n g s -

v o r s c h l ä g e 
§ 35 

(I) Unmit te lbar nach der Beschlußfassung über die 
Wahlkreisvorschläge hat der Wahlkreislei ter die 
sämtlichen vom Wahlkreisausschuß als gültig aner -
kann ten Wahlkreisvorschläge in der zugelassenen 
Form und Reihenfolge ohne die Namen der Un te r -
zeichner und Ver t rauensmänner durch ortsüblichen 
öffentlichen Anschlag an den Gemeindetafelri b e -
kanntzugeben und die Wähler auf die Art der Aus-
übung des St immrechts hinzuweisen. Abdrucke der 

Bekann tmachung übersendet er dem Landeswahl- , 
leiter. 

(II) Nach der Bekanntgabe ist die Zurücknahme 
von Wahlkreisvorschlägen unzulässig. ' 

(III) Die Wahlkreislei ter übersenden sofort nach 
Ablauf des Wahltags die bei ihnen eingereichten 
Wahlkreisvorschläge mit der Niederschrift über die i 
Beschlußfassung des Wahlkreisausschusses sowie mit 
den sonst angefallenen Verhandlungen dem Landes-
wahlleiter . 

(IV) Der Landeswahllei ter gibt die vom Landes-
wahlausschuß als gültig anerkannton Landesergän-
zungsvorschläge in. der zugelassenen Form und Rei-
henfolge ohne die Namen der Unterzeichner und 
Ver t r auensmänner im Bayer .Staatsanzeiger bekannt . 

I II . Wahlhandlung 

1. Ö t: f e n t 1 i c h k e i t d e r W a h l 
§ 36 

(I) Während der Wahldauer und während der Er-
mit t lung und Feststellung des Wahlergebnisses ist 
den Wahlberechtigten die Anwesenheit im Wahl-
r a u m gestattet , soweit sie ohne Störung der Wahl 
möglich ist. Der Wahlvorsteher ist verpflichtet, für 
die Aufrechterhal tung der Ruhe und Ordnung im 
Wahl raum und den unmit te lbar damit zusammen-
hängenden Räumlichkeiten zu sorgen. Er ist berech-
tigt. Personen, welche die Ruhe und die ordnungs-
mäßig:.1 Abwicklung des Wahlgeschäftes stören, aus 
dem Wahl raum zu verweisen. Sie dürfen zuvor ihre 
St imme abgeben. 

(II) Im Wahl raum und m einem Umkreis von 
50 Metern ist jegliche Beeinflussung der Wähler 
durch Wort, Schrift oder Bild verboten. 

(III) Nach Schluß der Wahl ist der Wahl raum 
vorübergehend so lange zu sperren, bis die im Wahl-
raum anwesenden Personen ihre St immen abgegeben 
haben. Nach Schluß dieser St immabgabe ist die Ab-
sperrung des Wabl raumes sofort _wieder aufzuheben. 

2. E r ö f f n u n g d e r W a h l h a n d l u n g 

§ 37 
(I) Vor Beginn der Wahl hat der Wahlvorsteher 

das Wählerverzeichnis (die Wählerl iste oder Wahl-
kartei) nach dem Verzeichnis der e twa nachträglich 
noch ausgestell ten Wahlscheine in der in § 10 vorge-
schriebenen Weise zu berichtigen. 

(II) Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß 
der Wahlvors teher den Wahlvorstand (§§ 19, 20) 
bildet und durch Handschlag verpflichtet. Fehlende 
Personen werden durch anwesende Wahlberechtigte 
ersetzt. 

§ 38 
(I) Der Tisch, an dem der Wahlvors tand Platz 

nimmt, muß von allen Seiten zugänglich sein. 
(II) An diesem Tisch muß sieh die Wahlurne be -

finden (§ 22). Vor Beginn der Wahlhandlung hat 
sich der Wahlvors tand davon zu überzeugen, daß die 
Urne leer ist. Von da an bis zur En tnahme der 
St immzettel nach Schluß der Wahl darf die Urne 
nicht mehr geöffnet werden. 

(III) Die amtlichen Stimmzettel sipd in ausreichen-
der Anzahl zur Abgabe an die Wahlberechtigten be-
rei tzuhalten. Eine vorzeitige Ausgabe der S t imm-
zettel ist nicht zulässig. Nicht amtlich hergestellte 
St immzettel dürfen im und vor dem Wahlraum 
weder aufgelegt noch verteilt werden. 

(IV) In jedem Wahl raum ist ein Abdruck des 
Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und dieser Ver-
ordnung aufzulegen. Ferner ist ein Abdruck der Be-
kann tmachung nach § 27 vor und im Wahl raum gut 
leserlich anzuschlagen, außerdem ein Abdruck der 
Bekanntmachung des Wahlkreislei ters über die zu-
gelassenen Wahlvorschläge. 
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3. S t i m m a b g a b e 

§ 39 
(I) Der Wahlvorsteher leitet die S t immabgabe und 

läßt bei besonderem Andrang den Zutri t t zum Wahl -
r a u m regeln. 

(II) Soweit sonst Anordnungen oder Entscheidun-
gen hinsichtlich der S t immabgabe zu treffen sind, 
trifft sie der Wahlvorstand. 

§ 40 
Die Wahl wird persönlich durch nicht unterschrie-

bene Stimmzettel ausgeübt, welche die Wähler dem 
Wahlvorsteher eigenhändig oder, wenn sie durch ein 
körperliches Gebrechen hieran gehindert sind, un ter 
Beihilfe einer von ihnen zu bes t immenden Ver t rau-
ensperson überreichen. Stel lver t re tung ist unzu-
lässig. 

§ 41 
(I) Der Wahlberechtigte erhält bei Betreten des 

Wahlraumes durch einen Beauftragten der Gemeinde-
behörde den amtlichen Stimmzettel . Er begibt sich" 
damit in die Wahlschutzvorrichtung (§ 23) und kenn-
zeichnet hier seine Wahl auf dem Stimmzettel . Er 
darf in der Wahlschutzvorrichtung nu r solange ver-
weilen, als für ihn unbedingt erforderlich ist. 

(II) Wahlberechtigte, die des Schreibens unkundig 
oder durch ein körperliches Gebrechen behindert 
sind, ihren Stimmzettel zu behandeln, dürfen sich 
der Mithilfe einer von ihnen zu best immenden Ver-
t rauensperson bedienen. 

(III) Der Wahlberechtigte hat seinen Stimmzettel 
zweimal so zusammenzufalten, daß dessen Inhalt 
verdeckt ist. 

(IV) Darnach t r i t t er an den Tisch des Wahlvor-
standes, nennt seinen Namen und auf Aufforderung 
seine Wohnung. Auf Erfordern hat er sich über 
seine Person auszuweisen. Der Schriftführer oder 
sein Ver t re ter hat den Namen in dem Wählerver- ' 
zeichnis aufzusuchen. Erst dann nimmt der Wah l -
vorsteher oder sein Ver t re te r den Stimmzettel en t -
gegen, prüft die äußere Vorschriftsmäßigkeit des 
Stimmzettels, ohne ihn zu öffnen, und legt ihn dann, 
nachdem im Wählerverzeichnis der Vermerk über 
die S t immabgabe (§ 43) gemacht worden ist, in die 
Wahlurne. 

(V) Nicht vorschriftsmäßige oder mit einem äuße-
ren Merkmal versehene Stimmzettel sowie S t imm-
zettel, denen ein von außen deutlich fühlbarer 
Gegenstand beigefügt ist, sind zurückzuweisen. 

(VI) Als äußeres Merkmal ist ein Zeichen anzu-
sehen, das die äußerliche Beschaffenheit des S t imm-
zettels irgendwie ve rände r t und geeignet ist, für j e -
mand, der sich dieses Zeichen in Verbindung mit der 
Person des Wählers merkt, dessen Wahl bei der spä-
teren Ergebnisermit t lung e rkennbar zu machen. 

(VII) Glaubt der Wahlvorsteher , das Wahlrecht 
einer im Wählerverzeichnis eingetragenen Person 
oder einen Stimmzettel auf Grund der vorgenomme-
nen äußerlichen Prüfung, beans tanden zu müssen 
oder werden sonst aus der Mitte des Wahlvors tan-
des hierwegen Bedenken erhoben, so hat der Wahl-
vor.-.tand hierüber Beschluß zu fassen. Der Beschluß 
ist in der Niederschrift vorzumerken. 

§ 42 
Inhaber von Wahlscheinen nennen ihren Namen 

und übergeben den Wahlschein dem Wahlvorsteher , 
der ihn nach Prüfung an den Schriftführer wei ter -
reicht. Die Wahlschcininhaber haben sich auf Er -
fordern über ihre Person auszuweisen. Entstehen 
Zweifel über die Echtheit oder den rechtmäßigen 
Besitz eines Wahlscheines oder das Wahlrecht des 
Inhabers eines Wahlscheines, so hat der Wahlvor-
sfand diese Zweifel nach Möglichkeit aufzuklären 
und über die Zulassung oder Zurückweisung der 
Person Beschluß zu fassen. Der Vorgang ist in der 

Niederschrift kurz zu schildern. Wenn die Zulassung 
des Wählers nicht durch Beschluß des Wah lvor -
s tandes beanstandet wird, ist sein St immzet te l vom 
Wahlvorsteher oder seinem Stel lver t re ter en tgegen-
zunehmen und in die Wahlurne zu legen. 

§ 43 
Der Schriftführer oder sein Ver t re te r ve rmerk t die 

S t immabgabe des Wahlberechtigten neben dessen 
Namen im Wählerverzeichnis in der für die b e -
treffende Wahl vorgesehenen Spalte und sammel t 
die Wahlscheine. 

§ 44 
Wähler, die nicht in das Wählerverzeichnis e in -

getragen sind und auch keinen Wahlschein aufzu-
weisen haben, dürfen auch nicht auf G r u n d eines 
Beschlusses des Wahlvors tandes zur S t immabgabe 
zugelassen werden. 

\ 
4. K e n n z e i c h n u n g d e r S t i m m z e t t e l 

§ 45 
Der Wähler kennzeichnet auf dem amtlichen 

Stimmzettel durch ein Kreuz, welchem Bewerber e r 
seine Stimme geben wiU. 

5. S c h l u ß . d e r W a h l 
§ 46 

Der Schluß der Wahl wird vom Wahlvors teher 
festgestellt und bekanntgegeben. Von da an dürfen 
nur noch die Wahlberechtigten zur S t immabgabe 
zugelassen werden, die sich in diesem Zei tpunkte 
schon" im Wahl raum befunden haben. Andere Wahl -
berechtigte dürfen von da an nicht mehr zur S t imm-
abgabe zugelassen werden. Der Wahl raum ist so 
lange abzusperren, bis die Anwesenden ihre S t imme 
abgegeben haben. 

6. W a h l i n K r a n k e n - u n d P f l e g e a n ^ 
s t a l t e n s o w i e i n S t r a f a n s t a l t e n , 

G e r i c h t s - u n d P o l i z e i g e f ä n g n i s s e n 
§ 47 

Sind für Kranken - und Pflegeanstalten selbstän-
dige St immbezirke gebildet worden (§ 14), so wi rd die 
Wahl hier nach folgenden Bes t immungen vorbereitet 
und durchgeführt: 
1. Die Gemeindebehörde des Sitzes der Anstal ten e r -

sucht die Anstal tslei tung u m ein Verzeichnis der 
a u s . d e r Gemeinde in die Anstalt untergebrachten 
Wahlberechtigten, die für die S t immabgabe in der 

, Anstal t in Betracht kommen, stellt Wahlscheine 
für sie aus und übersendet sie der Anstaltslei tung 
zur Zustel lung an die Wahlberechtigten. Aus-
wär t ige in den Anstal ten untergebrachte Wahl-
berechtigte haben sich die nötigen Wahlscheine 
selbst zu beschaffen! 

2. Der für solche St immbezirke aufgestellte W a h l -
vors teher t rägt für den Zusammentr i t t eines 
Wahl Vorstandes in der Anstalt rechtzeitig Sorge. 
Die Mitglieder des .Wahlvorstandes brauchen in 
dem Stimmbezirk nicht wahlberechtigt zu sein. 
Es ist zulässig, daß in den verschiedenen zu einem 
solchen St immbezirk gehörigen Anstal ten verschie-
dene Personen als Mitglieder des Wahlvors tandes 
bestell t werden. Die Gemeinde stellt die für die 
S t immabgabe erforderlichen Gegenstände zur Ver-
fügung. 

3. Die Anstal ts lei tung bes t immt einen oder mehrere 
Wahl räume , wohin die wahlberecht igten Anstalt=-
insassen auf ihren Wunsch sich begeben oder ver -
bracht werden können. Eine Wählschutzvorrich- . 
tung muß vorhanden sein. Der Wahlvors teher be -
s t immt im Benehmen mit der Anstal ts lei tung die 
Wahlzeit . Sie ist so zu bemessen, daß sämtliche fixt 
den einzelnen Wahl raum in Betracht kommenden. 
Wahlberecht igten ihre St imme abgeben können! 
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Der Wahlvorstand kann auf Wunsch der Kranken 
zur Entgegennahme der Stimmzettel auch an die 
Krankenbetten gehen, wenn ärztliche Bedenken 
nicht entgegenstehen. 

4. Die Bildung solcher Stimmbezirke, die Namen der 
Wahlvorsteher und ihrer Stellvertreter, ferner Zeit 
und Ort der Stimmabgabe sind den Wahlberech-
tigten in den beteiligten Anstalten spätestens am 
Tage vor der Wahl bekanntzugeben. 

6. Es ist dafür zu sorgen, daß die Öffentlichkeit bei 
der Stimmabgabe und bei der Ermittlung der Er-
gebnisse durch die Anwesenheit anderer Wahl-
berechtigter tunlichst gewährleistet wird. 

6. Die Anstaltsleitungen sind für die Absonderung 
von Kranken verantwortlich, die mit ansteckenden 
Krankheiten behaftet sind. 

T. Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften 
auch für solche Wahlen. 

§ 48 
(I) hi Strafanstalten, Gerichts- und Polizeigefäng-

nissen mit Häftlingen, die sich nicht in S t r a f haft 
befinden, insbesondere Untersuchungsgefangenen 
richtet die zuständige Gemeindebehörde im Ein-
vernehmen mit der Anstaltsleitung besondere Wahl-
räume ein, in denen diese Häftlinge mit Wahlschein 
wählen können. Für die Beschaffung der Wahl-
scheine gilt § 47 Ziff. 1 entsprechend. Wahlurne 
(§ 22) und Wahlschutzvorrichtung (§ 23) müssen vor-
handen sein. 

(II) Der Wahlvorsteher des Stimmbezirks, in dem 
die Anstalt ihren Sitz hat, bestimmt im Einverneh-
men mit der Anstaltsleitung die Wahizeit. Er oder 
•ein Stellvertreter begibt sich am Wahltag mit zwei 
Beisitzern in die Anstalt, nimmt dort im Wahlraum 
die Stimmen entgegen, legt sie in die Wahlurne und 
Sammelt die Wahlscheine. Nach Schluß der Wahl 
verbringen der Wahlvorsteher oder sein Stellver-
treter und die Beisitzer die verschlossene Wahlurne 
und die Wahlscheine in den Wahlraum ihres Stimm-
bezirkes. Dort bleibt die Wahlurne bis zum Schluß 
der Wahlzeit verschlossen. Ihr Inhalt wird sodann 
mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne vermengt 
und zusammen mit den Stimmen des Stimmbezirks 
ausgezählt und verrechnet. 

IV. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse 
1. E r m i t t l u n g - d e r W a h l e r g e b n i s s e 
d u r e h d i e W a h l v o r s t ä n d e in d e n 

S t i m m b e z i r k e n 
§ 49 

(I) Die Ermittlung des Wahlergebnisses durch die 
Zählung der Stimmen erfolgt öffentlich. Sämtliche 
Handlungen, die hierzu erforderlich sind, sind im 
Rahmen der Zuständigkeit durch den Wahlvorsteher 
im ganzen ohne Unterteilung in verschiedene Ab-
teilungen vorzunehmen. 

(II) Nach Schluß der Wahl sind zunächst alle nicht 
benützten Stimmzettel von den Tischen, an denen 
das Ergebnis ermittelt werden soll, zu entfernen. 
Hierauf werden die Stimmzettel der Wahlurne ent-
nommen und im ganzen ungeöffnet gezählt. 

(III) Zuerst wird die Zahl der Abstimmungsver-
merke im Wählerverzeichnis ermittelt, ebenso auf 
Grund der abgegebenen Wahlscheine die Zahl der 
Personen, die auf Wahlschein abgestimmt haben. Die 
Zahlen der Stimmzettel einerseits und der Abstim-
mungsvermerke und der Wahlscheine andererseits 
werden miteinander verglichen. Eine auch bei wie-
derholter Zählung sich ergebende Abweichung der 
beiden Zahlen ist in der Niederschrift vorzumerken 
und möglichst aufzuklären. 

(IV) Wenn irgend möglich, ist die Ermittlung und 
Feststellung des Wahlergebnisses im Anschluß an 
die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung durchzu-
führen. Ist eine Unterbrechung ausnahmsweise not-
wendig, so sänd die Wahlverhandlungen samt den 
Stimmzetteln in Gegenwart des Wahlvorstandes 

sorgfältig zu verpacken, zu versiegeln und bis zur 
Wiederaufnahme unter sicherem Verschluß zu ver-
wahren. Die Zeit der Fortsetzung ist bekanntzu-
geben. 

§ 50 
(I) Ein Beisitzer öffnet einzeln die Stimmzettel 

und übergibt sie dem Wahlvorsteher oder seinem 
Stellvertreter. Dieser verliest hierauf die Stimm-
zettel, indem er bekanntgibt, welchem Bewerber der 
Wähler seine Stimme gegeben hat. Sodann übergibt 
der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter den 
Stimmzettel einem anderen Beisitzer zur Verwah-
rung. Es ist unzulässig, an den Stimmzetteln irgend-
welche Änderungen vorzunehmen. 

(II) Der Schriftführer verzeichnet den Inhalt jedes 
einzelnen verlesenen gültigen Stimmzettels sofort bei 
der Verlesung in einer Zählliste, ebenso ein Beisitzer 
in einer Gegenliste. 

§ 51 
(I) Über die Gültigkeit der Stimmzettel und über 

alle bei der Ermittlung des Ergebnisses sich ergeben-
den Anstände beschließt der Wahlvorstand. Die ge-
faßten Beschlüsse sind in der Niederschrift vorzu-
merken, soweit sie nicht'einstimmig gefaßt werden, 
unter Angabe des Stimmenverhältnisses. 

(II) Die Gründe, aus denen "ein Stimmzettel für 
ungültig oder in zweifelhaften Fällen für gültig er-
klärt wurde, sind in der Niederschrift kurz anzu-
geben. Stimmzettel, über deren Ungültigkeit oder 
Gültigkeit der Wahlvorstand Beschluß gefaßt hat, 
sind mit fortlaufenden Ziffern zu versehen und den 
Wahlverhandlungen als Beilagen beizufügen. 

§ 52 
(I) Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die als nichtamtlich hergestellt erkennbar sind; 
2. die mit einem besonderen Merkmal versehen sind? 
3. aus deren Bezeichnung der Wille des Wählers nicht 

einwandfrei zu erkennen ist; 
4. die an Stelle eines der in dem Stimmzettel ent-

haltenen Bewerber einen anderen Namen ent-
halten; 

5. die einen Zusatz, eine Verwahrung, einen Vor-
behalt oder sonstige Änderungen enthalten; 

6. denen irgendein von außen deutlich fühlbarer 
Gegenstand beigefügt ist. 

(II) Mehrere von einem Wähler zugleich abge-
gebene Stimmzettel gelten als e i n e gültige Stimm*, 
wenn sie übereinstimmend gekennzeichnet sind oder 
wenn nur ein Stimmzettel eine Kennzeichnung ent-
hält. 

§ 53 
(I) Der Wahlvorstand ermittelt das Wahlergebnis, 

indem er feststellt: 
1. die Zahl der im Wählerverzeichnis eingetragene» 

Wahlberechtigten ohne den Vermerk „W" (= Wahl-
schein); 

2. die Zahl der abgegebenen Wahlscheine; 
3. die Zahl der ungültigen Stimmen; 
4. die Gesamtzahl aller abgegebenen gültigen 

Stimmen; 
5. die Zahl der für jeden Bewerber des Wahlkreises 

abgegebenen Stimmen. 
(II) Der Wahlvorsteher hat die Niederschrift über 

die Wahl abzuschließen und von allen beteiligten 
Mitgliedern des Wahlvorstandes, die Zähl- und 
Gegenlisten von den Listenführern unterzeichnen zu 
lassen und selbst zu unterzeichnen. Die als ungültig 
oder beschlußmäßig als gültig erklärten Stimmzettel 
sind der Niederschrift beizulegen. Die übrigen gül-
tigen Stimmzettel sind in Papier zu versiegeln. 
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2. V o r l ä u f i g e M i t t e i l u n g d e s W a h l -
e r g e b n i s s e s 

§ 54 
(I) Der Wahlvorsteher hat das gemäß § 53 fest-

gestellte Wahlergebnis unmittelbar nach Abschluß 
der Ermittlung auf schnellstem Wege der Gemeinde-
behörde mitzuteilen. 

(II) Die Gemeindebehörde sammelt die Wahl-
ergebnisse ihrer Stimmbezirke, ermittelt das Ergeb-
nis für den Gemeindebezirk und teilt es unmittel-
bar nach Abschluß dieser Feststellung, wenn sie 
einer Bezirksverwaltungsbehörde untersteht, dieser 
auf schnellstem Wege (durch Fernsprecher, Tele-
gramm oder Eilboten) mit. Soweit Eilboten erfor-
derlich sind, sind sie von der Gemeindebehörde zur 
Verfügung zu stellen. 

(III) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die 
Wahlergebnisse ihrer Bezirke zu sammeln und zu-
sammenzustellen sowie das Ergebnis fernmündlich 
sofort dem Landeswahlleiter und sodann dem Wahl-
kreisleiter mitzuteilen. 

(IV) Für die kreisunmitten..iren Städte gelten die 
Absätze (II) und (III) entsprechend. 

(V) Die Wahlkreisleiter haben die Wahlergebnisse 
ihres Wahlkreises zu sammeln, zusammenzustellen 
und dem Landeswahlleiter mitzuteilen. 

(VI) Der Landeswahlleiter stellt alsbald nach Ein-
gang der vorläufigen Mitteilungen das Gesamtwahl-
ergebnis gemäß § 10 des Gesetzes unter Beachtung 
der Bestimmungen über die 5 Vo-KHusel (§ 10 Abs. 
[4] und [5] des Gesetzes) vorläufig fest und teilt es 
dem Büro der Ministerpräsidenten mit. 

3. Ü b e r m i t t l u n g d e r W a h l v e r h a n d -
l u n g e n 

§ 55 
(I) Der Wahlvorsteher hat gleichzeitig mit der 

Übermittlung des Wahlergebnisses (§ 54 Abs. [I]) 
oder unmittelbar nachher die Wahlverhandlungen 
(Wählerverzeichnis, Wahlscheine, Niederschrift, Zähl-
und Gegenlisten, Stimmzettel) an die Gemeindebe-
hörde abzuliefern. 

(II) Die Gemeindebehörde hat die Verhandlungen 
zu prüfen, erforderlichenfalls vervollständigen zu 
lassen und sodann, wenn sie einer Bezirksverwal-
tungsbehörde untersteht, umgehend (mit Ausnahme 
des Wählerverzeichnisses und der Wahlscheine sowie 
der nicht beschlußmäßig behandelten gültigen Stimm-
zettel) der BezirksverwaltungsBöhörde durch die Post 
oder durch besondere zuverlässige Boten zu über-
senden. Das Wählerverzeichnis, die Wahlscheine und 
die nicht beschlußmäßig behandelten gültigen Stimm-
zettel sind in der Gemeinderegistratur unter Ver-
schluß zu verwahren, bis die Gültigkeit der Wahl 
festgestellt ist. 

(III) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die 
ihnen zugegangenen Wahlverhandlungen umgehend 
zu prüfen, etwaige Unstimmigkeiten und Unvolt-
ständigkeiten schleunigst aufzuklären und zu besei-
tigen und sodann sämtliche Verhandlungen nach 
Stimmbezirken geordnet, mit einer Zusammenstel-
lung des Ergebnisses für den Amtsbezirk, sowie 
unter Mitteilung etwaiger Bedenken, die sich bei 
Prüfung der Wahlverhandlungen ergeben haben und 
die nicht behoben werden konnten, dem Landeswahl-
leiter zu übersenden. Für möglichste Beschleunigung 
ist Sorge zu tragen. 

(IV) Für die kreisunmittelbaren Städte gelten die 
Absätze (II) und (III) entsprechend. 

4. F e s t s t e l l u n g d e s W a h l e r g e b n i s s e s 
d u r c h d e n L a n d e s w a h 1 a u s s c h u ß 

§ 56 
(I) Der Landeswahlleiter prüft die Verhandlungen 

urrd stellt das Ergebniss nach Wahlkreisen zu-
sammen. 

(H) Der Landeswahlleiter hat den Landeswahl-
ausschuß möglichst bald zur endgültigen Feststel-
lung des Wahlergebnisses im ganzen Staatsgebiet in 
öffentlicher Sitzung einzuberufen und hierzu die Ver-
trauensmänner, die von den zugelassenen Landes-
parteien bei ihm als Beisitzer benannt worden sind, 
zu laden. 

(III) Das Stimmrecht des Vertrauensmannes einer 
Landespartei im Landeswahlausschuß erlischt, so-
bald feststeht, daß ihre Gesamtstimmenzahl weniger 
als fünf Prozent der gültigen Stimmen im Lande be-
trägt und daß sie in keinem Wahlkreis ein Mandat 
errungen hat. 

§ 57 
(I) Der Landeswahlausschuß stellt zunächst auf 

Grund der Prüfung der Wahlverhandlungen durch 
den Landeswahlleiter (§ 56 Abs. [I]) das zahlen-
mäßige Wahlergebnis im ganzen Staatsgebiet end-
gültig fest. Er ist dabei an die Feststellung der 
Wahlvorstände hinsichtlich der Gültigkeit der Stim-
men gebunden. ( 

(II) Ergibt, sich bei der Feststellung des Ergeb-
nisses, daß ein Bewerber in mehreren Wahlkreis-
vorschlägen aufgestellt worden ist, so hat der Lan-
deswahlausschuß die sämtlichen für diesen Bewerber 
abgegebenen Stimmen für ungültig zu erklären. Das 
Wahlergebnis ist hiernach gegebenenfalls neu fest-
zustellen. 

§ 58 
(I) Auf Grund des zahlenmäßigen endgültigen 

Ergebnisses (§ 57) stellt der Landeswahlausschuß 
fest: 
1. welche Partei gemäß § 10 Abs. (4) und (5) des Ge-

setzes bei der Errechnung und Verteilung der Sitze 
ausscheidet; 

2. wie viele Sitze gemäß § 10 Abs. (1) des Gesetzes 
auf die einzelnen Parteien nach ihren Gesamt-
stimmenzahlen entfallen; 

3. welche Bewerber gemäß § 9 und § 10 Abs. (3) de» 
Gesetzes in den Wahlkreisen gewählt sind; 

4. welche Bewerber nach § 10 Abs. (2) und (3) des 
Gesetzes auf den Landesergänzungsvorschlägen ge-
wählt sind. 
(II) Der Landeswahlausschuß stellt ferner die Er-

satzmänner fest. 
(III) Ergeben sich bei den Feststellungen nach § 10 

Abs. (1) des Gesetzes für den letzten der zu ver-
gebenden Sitze mehrere gleiche Höchstzahlen, so ent-
scheidet das Los, das der Landeswahlleiter zieht. 

(IV) Haben in einem Wahlkreis mehrere Bewer-
ber die gleiche Höchststimmenzahl erreicht, so ent-
scheidet das Los, das der Landeswahlleiter zieht. 

(V) Über die Sitzung des Landeswahlausschusses 
ist eine Niederschrift zu fertigen. 

5. B e k a n n t g a b e d e s e n d g ü l t i g e n W a h l -
e r g e b n i s s e s 

§ 59 
Der Landeswahlleiter veröffentlicht das endgül-

tige zahlenmäßige Wahlergebnis, die Namen der Ge-
wählten sowie die Namen der Ersatzmänner in ihrer 
Reihenfolge im Bayer. Staatsanzeiger und teilt 63 
dem Büro der Ministerpräsidenten mit. 

6. D i e A n n a h m e d e r W a h l 
§ 60 

(I) Der Landeswahlleiter hat die Gewählten unter 
Hinweis auf § 6 des Gesetzes sofort von der Wahl 
zu verständigen mit der Aufforderung, sich über die 
Annahme der Wahl binnen zehn Tagen nach dem 
Empfang der Verständigung schriftlich ihm gegen-
über zu erklären. 

(II) Wird die Annahme der Wahl nicht binnen 
dieser Frist dem Landeswahlleiter gegenüber er-
klärt, so gilt sie als abgelehnt, Annahme unter Vor-
behalt oder Verwahrung gilt als Ablehnung. 
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V. Nachwahl 
§ 61 

(I) Erklärt ein Bewerber, daß er die Wahl nicht 
annimmt oder scheidet ein Abgeordneter aus (§ 15 
des Gesetzes), so findet, wenn er auf einem Wahl-
kreisvorschlag gewählt war, innerhalb von sechs 
Wochen in diesem Wahlkreis eine Nachwahl statt. 
Für die Vorbereitung und Durchführung der Nach-
wahl finden die vorstehenden Vorschriften ent-
sprechende Anwendung. 

(II) Gewählt ist derjenige Bewerber, der die mei-
sten Stimmen auf sich vereinigt. Das bei der Haupt-
wahl festgestellte Wahlergebnis wird im übrigen 
durch die Nachwahl nicht berührt. 

VI. Wahlbeanstandungen 
§ 62 

Wahlbeanslandungen durch Wahlberechtigte sind 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung des end-
gültigen Wahlergebnisses beim Landeswahlleiter ein-
zubringen. Der Landeswahlleiter sammelt die ein-
gehenden Wahlbeanstandungen und übermittelt sie 
dem Bundestag alsbald nach dessen Zusammentritt. 

VII. Schlußbestimmungen 
§ 63 

Die in dieser Verordnung für den Vollzug der 
Wahl zum ersten Bundestag vorgesehenen Ämter 
sind Ehrenämter, zu deren Übernahme, von begrün-
deten Fällen abgesehen, eine Verpflichtung besteht 
und für die keine Vergütung beansprucht werden 
kann. 

§ 64 
Die Kosten für die Bereitstellung des Wahlraumes 

und der für die Wahl sonst nötigen Gegenstände 
tragen die Gemeinden, alle übrigen Kosten trägt der 
Staat. 

§ 65 
Weiter erforderliche Verwaltungsvorschriften er-

läßt das Bayerische Staatsministerium des Innern. 

München, den 6. Juli 1949. 
Der Bayerische Ministerpräsident. 

Dr. Hans E h a r d . 

Anhang 

Abgrenzung der Wahlkreise 
für die Wahl zum e r s t en Bundes t ag 

Der vom Bayerischen Landtag in seiner Voll-
sitzung vom 31. Mai 1949 gemäß § 20 Abs. 2 des 
Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 15. Juni 1949 (Bundesgesetzblatt Nr. 2) 
bsrufene Ausschuß hat folgende Abgrenzung der 
Wahlkreise des Landes Bayern für die Wahl zur» 
ersten Bundestag beschlossen: 

O b e r b a y e r n 
1.) Bundeswahlkreis Altötting 

Landkreis Altötting 
Mühldort 

„ Wasserburg a. Inn 
2.) Bundeswahlkreis Fürstenfeldbruck 

Landkreis Dachau 
„ Fürstenfeldbruck 

Stadtkreis Landsberg 
Landkreis Landsberg 

3,} Bundeswahlkreis Ingolstadt 
Landkreis Aichach 
Stadtkreis Ingolstadt 
Landkreis Ingolstadt 

Pfaffenhofen a. d. Hm 
Schrobenhausen 

4.) Bundeswahlkreis JVIiesbach 
Landkreis Miesbach 

,, Starnberg 
i, Wolfratshausen 

5.) Bundeswahlkreis München-Nord 
Stadtkreis München: 
Stadtbezirke 5, 6, 7, 13, 

22, 26, 27, 28, 33 
6.) Bundeswahlkreis München-Ost 

Stadtkreis München: 
Stadtbezirke 14, 15, 17, 18, 

29, 30, 31, 32 
7,) Bundeswahlkreis München-Süd 

Stadtkreis München: 
Stadtbezirke 1—4, 8—12, 

16, 19, 24, 
34, 36, 41 

8.) Bundeswahlkreis München-West 
Stadtkreis München: 
Stadtbezirke 20, 21, 23, 25, 35, 

37—40 
9.) Bundeswahlkreis München-Land 

Landkreis Erding 
Stadtkreis Freising 
Landkreis Freising 

„ München 
10.) Bundeswahlkreis Rosenheini 

Landkreis Bad Aibling 
„ Ebersberg 

Stadtkreis Rosenheim 
Landkreis Rosenheim 

11.) Bundeswahlkreis Traunstein 
Stadtkreis Bad Reichenhall 
Landkreis Berchtesgaden 

„ Laufen 
Stadtkreis Traunstein 
Landkreis Traunstein 

12.) Bundeswahlkreis Weilheim 
Landkreis Bad Tölz 

„ Garmisch-Partenkirchen 
„ Schongau 

Weilheim 

N i e d e r b a y e r n 
1.) Bundeswahlkreis Deggendorf 

Stadtkreis Deggendorf 
Landkreis Deggendorf 

„ Kötzting 
„ Regen 
„ Viechtach 

2.) Bundeswahlkreis Landshut 
Landkreis Kelheim 
Stadtkreis Landshut 
Landkreis Landshut 

„ Mainburg 
„ Rottenburg 

3.) Bundeswahlkreis Passau 
Stadtkreis Passau 
Landkreis Passau 

„ Wegscheid 
„ Wolfstein 

J.) Bundeswahlkreis Pfarrkirchen 
Landkreis Eggenfelden 

„ Pfarrkirchen 
„ Vilsbiburg 

5.) Bundeswahlkreis Straubing 
Landkreis Bogen 

Dingolfing 
„ Mallersdorf 

Stadtkreis Straubing 
Landkreis Straubing 

6.') Bundeswahlkreis Vilshofen 
Landkreis Grafenau 

„ Griesbach 
„ Landau/Isar 
„ Vilshofen 

O b e r p f a l t 
1.) Bundeswahlkreis Amberg 

Stadtkreis Amberg 
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Landkreis Amberg 
Landkreis Eschenbach/Opf. 

Neumarkt/Opf. 
„ Sulzbach/Rosenberg 

I ) Bundeswahlkreis Burglengenfel* 
Landkreis Beih'gries 

„ Burglengenfeld 
Parsberg 
Riedenburg 

„ Roding • 
Stadtkreis Schwandorf'Bayern 

J.) Bundeswahlkreis Cham 
Landkreis Cham 

, Nabburg 

Neunburg v W. 
. Oberviechtach 
„ Vohenstrauß 
„ Waldmünchen 

*.j Bundeswahlkreis Regensburg 
Stadtkreis Regensburg 
Landkreis Regensburg 

S.) Bundeswahlkreis Tirschenre««* 
Landkreis Kemnath 

Neustadt/WN. 
„ Tirschenreuth 

Stadtkreis Weiden 

O b e r f r a n k « a 

1J Bundeswahlkreis Bamberg 
Stadtkreis Bamberg 
Landkreis Bamberg 

„ Staffelstein 

1.) Bundeswahlkreis BayrstiO» 
Stadtkreis Bayreuth 
Landkreis Bayreuth 
Stadtkreis Marktredwit« 
Landkreis Wunsiedel 

IJ Bundeswahlkreis Coburg 
Stadtkreis Coburg 
Landkreis Coburg 
Stadtkreis Neustadt bat Cobwg 
Landkreis Kronach 

*» Bundeswahlkreis Furchhei« 
Landkreis Ebermannstadt 
Stadtkreis Forchheim 
Landkreis Forchheim 

Höch&tadt/Atae* 
Pegnitz 

I t Bundeswahlkreis Hof 
Stadtkreis Hof 
Landkreis Hof 

„ Münchberg 
„ Rehau 

Stadtkreis Selb 
ti Bundeswahlkreis Kulmbadi 

Stadtkreis Kulmbach 
Landkreis Kulmbach 

„ Lichtenfei* 

, Naila 
„ Stadtsteinach 

M i t t e 1 1 r a. • k • « 

i j Bundeswahlkreis Ansbach 
Stadtkreis Ansbach 
Landkreis Ansbach 

„ Feuchtwangen 
Stadtkreis Rothenburg o. T. 
Landkreis Rothenburg Os T. 

„ Uffenheim 

I.) Bundeswahlkreis Erlange« 
Stadtkreis Erlangen 
Landkreis Erlangen 

» Fürth 
„ Neustadt/Atscib 
„ Scheinfeld 

i.) Bundeswahlkreis Nürnberg 
Stadtkreis Nürnberg: 
Stadtteile Maxfeld, Wöhrd, Schoppershot, 
Jobet, Spitalhof, Erlenstegen, Schafhoi, 
Loher Moos, Ziegelstein, Buchenbühl, 
Großreuth h. d. V., Flaschenhof, Mögei-
dorf, Laufamholz, Hammer, Zereabelshof, 
Dutzendteich, Gleishammer Peter, Rangie»-
bahnhof Bleiweis, Tafelhof, 
Galgenhof, Lichtenhof, Sternbühl, 
Gibitzenhof, Gartenstadt, Werdera«, 
Sandreuth, St. Leonhard, Schweinau, 
Eibach, Maiach, Hinterhof, Reichelsdorf, 
Mühlhof, Röthenbach, Krottenbadv, Geras-
mühle, Gebersdorf, Großreuth b, S c h w , 
Kleinreuth b. Schw. 

4.) Bundes wahlkreis Nürnberg-Fürth 
Stadtkreis Nürnberg: 
Stadtteile Johann is, Doos, Schniegltng» 
Wetzendorf, Thon, Kleinreuth, Loh«, 
Almoshof. Sehnepfenreuth, Höfles. Buch. 
Kraftshof, Altstadt, Gostenhof, M«ujge«v-
hof, Eberhardshof, Gaismannshof, 
Sündersbühl, Höfen, Neuleyb 
Stadtkreis Fürth 

SJ Bundeswahlkreis Schwabach 
Landkreis Hersbruck 

„ Lauf 
Nürnberg 

Stadtkreis Schwabach 
Landkreis Schwabach 

«.) Bundeswablkreis WeiAeabwc 
Landkrei« Dinkelsbühl 

» Eichstätt 
„ GunzenhauMsi 

Hilpoltstein 
Wi ißenburg/Bajr. 

D n t e r l r t n k i i 
14 Bundeswahlkreis AxiMtlf—bsswj 

Landkreis Alzenau 
Stadtkreis Aschaffenburg 
Landkrei* Aschaffenburg 

„ Miltenberg 

„ Obernburg 
I j Bundeswahlkreis Bad Kissings« 

Stadtkreis Bad Kissingen 
Landkreis Bad Kissingen 

Ebern 
Haßfurt 

n Hofheim 
„ Königshofen 1 4 H M M S M 

Mellriehstadt 

li Bundeswablkreis Karlstadt 
Landkreis Bad Neustadt/Seat* 

„ Brückenau 

f„ Gemünden 
Hammelbueg 
Karlstadt 
Lohr 

i4 Bundeswahlkreis SehwIwftiPi 
Landkreis Gerolzhafen 
Stadtkreis Kitzingen 
Landkreis Kilzingen 
Stadtkreis Schweinfurt 

Landkreis Schweinfurt 

SJ Bundeswahlkreis Wttrzborg 
Landkreis Marktheiden-ffrld 

„ Ochsenfurt 
Stadtkreis Würzburg 
Landkreis Würzburg 

S c h w a b « » 

&J Bundeswahlkreis Augsburg-Stadt 

Stadtkreis Augsburg 

1) Bundeswahlkreis Augsb—«-!.«»< 
Landkrei« Augsburg 

• Tri«db«rg 
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Landkreis Krumbach 
Wertingen 

3.) Bundeswahlkreis Dillingen 
Landkreis Dillingen 

Günzburg 
Stadtkreis Neu-Ulm 
Landkreis Neu-Ulm 

4.) BundeswaTilkreis Donauwörth 
Landkreis Donauwörth 
Stadtkreis Neuburg a. D. 
Landkreis Neuburg a. D. 

Nördlingen 

5.) Bundeswahlkreis Kaitfbeui i 
Landkreis Füssen 

Stadtkreis Kaufbeuren 
Landkreis Kaufbeuren 

»Markt Oberdorf 
., Schwabmünchen 

6.) Bundeswahlkreis Kempten 
Stadtkreis Kempten , 
Landkreis Kempten 
Stadtkreis Lindau 
Landkreis Lindau 

Sonthofen 

7.) Bundeswahlkreis Memmingen 
Landkreis IUertissen 
Stadtkreis Memmingen 
Landkreis Meinmingen 

Mindelheim 

Gemeinde: 

Stimmbezirk Nr.: 

B e t r i f f t : 
Vermerk über er lolgte Stimmabgabe in Spalte 

-Wahl am 

Anlage 1 

194 

Die Wähler l iste wurde am 
vom bis 

fert iggestel l t und gelangt nunmehr in der Zett 
194 zur Auslegung. 

den 
( O r t ) 

G e m e i n d e b e h ö r d e : 

194 

(Dienstsiegel) (Unterschrift) 

DieWähler l is tehat nachortsübl icherBekanntmachung vom 194 bis zum 194..:_ 
ein schl ießl ich, zu jedermanns Einsicht ausgelegen und dieAbgrenzung des Stimmbezirkes,Ort, 
Tag und Stunde der Wahl sind vorher in ortsübl icher Weise bekanntgemacht worden. 
In der Wähler l iste sind für die : -Wahl Wahlberecht igte gültig eingetragen, 
ohne den Vermerk , ,W". I 

. den 194 
(Ort) 

G e m e i n d e b e h ö r d e : 

(Dienstsiegel) (Ur terschrif t) 

Nach dem Verzeichnis der nachträgl ich ausgestel l ten Wahlscheine ist für die Wahl 
bei Wahlberecht igten nachträglich in der für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe 
vorgesehenen Spalte der Vermerk , ,W" eingetragen. 
Hiernach verbleiben für die -Wahl gült ig eingetragene Wahlberechtigte 
ohne den Vermerk „ W " . 
Der Vermerk über die erfolgte Stimmabgabe ist für die -Wahl in Spalte eingetragen 

(Ort) 
, den 

D e r W a h l v o r s t e h e r 

194 

(Dienstsiegel) (Unterschrif t) 

Lfde. 
Zuname Vorname 

Tag | Monat Jahr 
Wohnort 

oder 
Wohnung 

a) im Bundes-
gebiet seit 
wenigstens 
3 Monaten 

b) 

Ja oder Nein 

Nr. Zuname Vorname 
( 1er Ge 

h t i g 

burt 

Wohnort 
oder 

Wohnung 

a) im Bundes-
gebiet seit 
wenigstens 
3 Monaten 

b) 

Ja oder Nein 

vermerk 
der erfolgten 
Stimmabgabe 

Bemer-
kungen 

d e r W a h l b e r e c 

1er Ge 

h t i g t e n 

a) im Bundes-
gebiet seit 
wenigstens 
3 Monaten 

b) 

Ja oder Nein 

vermerk 
der erfolgten 
Stimmabgabe 

1 2 3 4 5 6 7 ! 8 1 9 j 10 
1 ! 1" 

u 

a) 

b) _ 

a) 

b) 

a)Z 
b) 

-

— 

a) 

b) _ 

a) 

b) 

a)Z 
b) 

-

— 

i • 

a) 

b) _ 

a) 

b) 

a)Z 
b) 

-

— 



Anlage 

BAYERN 

Wahlschein 
für die Wahl des ersten Bundestags am 14. August 1949 

Zuname- Vorname: 

geboren am: 

Stand. Beruf oder Gewerbe 

wohnhaft in : ; 

Straße und Hausnummer: 

kann unter Abgabe dieses Wahlscheines in einem beliebigen Stimm' 

bezirk Bayerns ohne Eintragung in die Wählerliste oder Wahlkartei 

seine -Stimme abgeben 

den 194 

Die Gemeindebehörde 

Dienstsieeel' 

lUntcrschritt) 

V e r l o r e n e W a h l s c h e i n e w e r d e n n i c h t e r s e t z t 

(Muster) Anlage 3 

STIMMZETTEL 

, für die Wahl zum ersten Bundestag am I 4. August 1949 

im Wahlkreis Weilheim 

Jeder Wähler hat e i n e Stimme. 
Also nur e i n Kreuz einzeichnen, sonst ist der 

Stimmzettel ungültig 

Der Stimmzettel 
ist in dieser Spalte 

anzukreuzen 

X 

ö l B e c k e r Xaver 
Kaufmann, Weilheim 
Kirchgasse 5 

Christlich-Sozial'.' 

Union 

(CSU) 

Der Stimmzettel 
ist in dieser Spalte 

anzukreuzen 

X 

ö 
2 

3 

R o t h Friedrich 
Mechaniker, Garmisch 
Zugspitzstraße 3 

Sozialdemokra tische 

Partei Deutschlands 

( S P D ) o 2 

3 S i t t Heinrich 
Brauer, Weilheim 
Hauptstraße 12 

Kommunistische 

Partei Deutschlands 

(KPD) o 
4 L e c h n e r Josef 

Kurdirektor 
Bad Tölz. Schmidgassc- 2 

Bayernparfei o 
5 M a y e r Hans 

Bauer, Huglting Parteilos 
i o 

6 Z u c k Wilhelm 
Kaufm anr>. Aich a ch 
Jagd weg 

Parteilos o 

a oa — 
*- . <u 

r •- JB. 
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